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21     
5/2012-Sch 

 
 

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 
 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates  
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
 
 
Tag und Zeit:        Mittwoch, 7. November 2012 
   
Tagungsort:         Rathaus         
 
Beginn:           19.00 Uhr 
 
 
 

A n w e s e n d e : 
 
 

ÖVP-Fraktion: 
 
       1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender 

  2. Vizebgm.     Johann Schachl 
  3. GR.        Dr. Oskar Vogel 
  4. EG.        Maria Huber   
  5. EG.        Jakob Moser  
  6. GR.        Friedrich Seiringer-Gaubinger  
  7. GR.        Mag.Dr. Bernhard Roither  
  8. GR.        Peter Reiter  
  9. EG.        Rosa Loidl  
10. GR.        Franz Huber 
11. GR.        Franz Bauer   
12. EG.        Dr. Helmut Geist  
13. GR.        Ing. Harald Mayrhofer 
14.  GR.        Dr. Renate Geist-Krojer  

 
   

SPÖ-Fraktion: 
 
    15.  Vizebgm.     Mario Weichselbaumer  

16.  GV.        Ing. Kurt Berger 
 17.  GR.         Gerald Mayrhofer  

18.  GR.        Herbert Kritzinger  
19.  GR.        Roswitha Mohr  

  20.  EG.        Ernst Petkowitsch  
21.  EG.        Christian Geissler    

 22.  GR.        Erich Steinwendner  
23.  GR.        Michaela Schuster  
24. GR.         Andreas Distler   
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FPÖ-Fraktion: 
 

25.  EG.         Dipl.-Ing. Josef Hoyer  
26.  EG.         Günther Böss   
27.  EG.        Siegfried Schmuck  
28.  GV.         Rudolf Hemetsberger   
29.  GR.         Walter Liehmann   

 
 

GRÜNE-Fraktion: 
 

30. GR.        Wolfgang Vogel    
31. EG.        Mag. Ursula Kölblinger   

 
 
 
Der Leiter des Gemeindeamtes:  Hans Schmidt    
 
 
 
 
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Sitzung im Sitzungsplan enthalten ist und die Verständigung hiezu an alle Mitglieder bzw. 

Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 29.10.2012 öffentlich 

kundgemacht wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 27.9.2012 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird der Amtsleiter Johann Schmidt bestimmt. 
 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionsobmännern folgende 
Gemeinderatsmitglieder bekannt gegeben: 
 
 Für die ÖVP-Fraktion:      Vizebgm. Johann Schachl       
  

Für die SPÖ-Fraktion:      Vizebgm. Mario Weichselbaumer               
 
 Für die FPÖ-Fraktion:       GV. Rudolf Hemetsberger 
 
 Für die GRÜNE-Fraktion:     GR. Wolfgang Vogel 
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T a g e s o r d n u n g 
 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 
a) Der Gemeindevorstand beschloss die Entfernung von drei Linden in Rosenau (St.L.Rothplatz, 

Kapelle Haidach) und die Vergabe des Auftrags an die Firma Attersee Baumpflege aus 
Seewalchen. 

 
b) Das Bezirksgericht Vöcklabruck hat die Klage der Ehegatten Ramp gegen die Gemeinde betr. 

Neulinger-Zufahrt in Steindorf, wegen Schottereintrag auf deren Grundstück und Veränderung der 
Fahrbahnhöhe im Zuge der Straßensanierung, abgewiesen.  

 
c) Die Firma Ensinger-Sintimid hat Ende Juli 2012 einen ersten Vorentwurf für die Errichtung eines 

Betriebsgebäudes im B-Gebiet vorgelegt. Lt. Mitteilung von Dr. Bieringer ist ein Baubeginn erst im 
Verlauf des nächsten Jahres wahrscheinlich. 

 
d) Die Firma Doubrava Bauträger plant den Erwerb des Grundstückes oberhalb der Raiffeisenbank 

Seewalchen und die Errichtung einer geförderten Eigentumswohnanlage. Vor Kurzem fand ein 
Vorgespräch mit der Naturschutzbehörde und dem Ortsplaner zur Begutachtung eines ersten 
Vorentwurfes statt. 

 
e) Die Firma IPB Bauträger plant den Erwerb des Grundstückes von Albert Kroiß gegenüber dem 

Rathaus in der Steindorferstraße und die Errichtung von Reihenhäusern. 
 

f) Seit 17. Oktober sind die Bauarbeiten für die Errichtung des Geschäfts- und Wohnhauses in der 
Brucknerstraße durch die Attergauer Wohnbau (Baumeister Schönleitner) im Gange. 

 
g) Für die Errichtung des Löschteiches in Haining wurde ein Landeszuschuss vom LFK in Höhe von 

7.300.- gewährt (Gesamtkosten rd. € 20.000.-) 
 

h) Für die Sanierung des Löschteiches in Roitham wurde ein Landeszuschuss vom LFK in Höhe von 
2.930.- gewährt (Gesamtkosten rd. € 7.500.-) 

 
i) Der Landesbeitrag aus dem Bildungsressort LR Hummer für die Sanierung der Hauptschule in 

Höhe von 432.000.- Euro ist Ende September überwiesen worden. 
 

j) Für die Durchführung des Projektes „Arbeit und Wirtschaft“ und den „Stammtisch für pflegende 
Angehörige“ wurde der Gesunden Gemeinde Seewalchen ein Landesbeitrag in Höhe von € 690.- 
aus dem Ressort von LH Pühringer gewährt. 

 
k) Für die thermische Sanierung der Hauptschule erhält die Marktgemeinde Seewalchen eine 

Bundesförderung in Höhe von 104.606.- Euro. Durch die Sanierungsmaßnahmen können jährlich 
rd. 72,4 Tonnen CO2 eingespart werden und wird eine Heizwärmebedarfsreduktion von 205.110 
kWh/a erzielt. 

 
l) Die Vorstellung von Frau Christine Schneider gegen den Bescheid der Gemeinde betr. 

Untersagung der Errichtung eines Gartenpavillons am Seeufergrundstück 1641/14 in Moos 
wurden von der Baurechtsabteilung des Landes als unbegründet abgewiesen. 

 
m) Herr Anton Ablinger hat betr. Abbruchbescheid für sein nicht fertiggestelltes Haus in der 

Steindorferstraße Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof eingebracht. 
 

n) Die Straßenbeleuchtungsverlegearbeiten in der Michaelbeuernstraße durch die Firma 
Niederndorfer sind fertiggestellt. 

 
o) Für den Gemeindestraßenbau 2012 wurden vom Ressort LR Hiegelsberger € 40.000.- BZ 

angewiesen. 
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Fragestunde 
Keine Anfragen, 2 Zuhörer 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1 
 
Der Vorsitzende stellt gemäß § 46 Abs. 3 der o.ö.Gemeindeordnung 1990 den Dringlichkeitsantrag, 
folgenden Punkt auf die Tagesordnung der am 7.11.2012 stattfindenden Gemeinderatssitzung zu 
nehmen. 
 
Abwasserbeseitigung, BA 13 - Litzlberg 

Berufung gegen den Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
 
Der Vorsitzende lässt über seinen gestellten Dringlichkeitsantrag durch Handheben abstimmen und 
stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
1.  Ehrungen 
 
Bgm. Reiter: 
Für die langjährigen hervorragenden Leistungen in der Daseinsvorsorge sollen die drei 
Wassergenossenschaften Dank und Anerkennung ausgesprochen werden.  
 
Für die überdurchschnittlichen Leistungen sollen die beiden Chronisten geehrt werden.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den drei Wassergenossenschaften für die langjährigen hervorragenden Leistungen in der 
Daseinsvorsorge sowie den beiden Chronisten für ihre überdurchschnittlichen Leistungen 
Dank und Anerkennung auszusprechen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
2.  Subvention 

Ansuchen der evangelischen Pfarrgemeinde Lenzing-Kammer-Seewalchen um finanzielle 
Beteiligung der Marktgemeinde Seewalchen an den Personal-Abfertigungskosten 

 
Bgm. Reiter: 
Mit Schreiben vom 1. Oktober 2012 ersucht die evangelische Pfarrgemeinde Lenzing-Kammer für das 
Jahr 2013 um eine Sondersubvention für den Kindergarten Rosenau zur Abfertigungszahlung für die 
Kindergartenleiterin Frau Ordosch und die Hilfskraft Frau Fritsch (siehe im Akt befindliches 
Ansuchen). 
 
Als Grund führt die evangelische Pfarre in ihrem Ansuchen an, dass einerseits die Höhe der zu 
zahlenden Abfertigungen viel zu gering eingeschätzt wurde und andererseits die in Aussicht 
gestellten Gewinnanteile zu hoch angesetzt waren. 
 
Die im Ansuchen aufgestellte Behauptung, dass die Prämien niedriger als eigentlich notwendig waren 
und damit auch das Budget der Marktgemeinde Seewalchen zugute kam entbehrt aber jeder 
Grundlage und entspricht nicht der Realität. Faktum ist, dass der Kindergarten Seewalchen jährlich 
rd. € 1.600,- in den Kindergartenfonds für Abfertigungsrückstellungen zahlt und der Kindergarten 
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Rosenau bis zum Jahr 2010 € 1.900,- eingezahlt hat. Die Gemeinde hat also für beide Kindergärten 
etwa gleich viel zur Abfertigungsrückstellung des Personals beigetragen.  
Der Gemeindevorstand hat sich in seiner Sitzung am 18.10.2012 mit diesem Ansuchen befasst und 
schlägt dem Gemeinderat mehrheitlich vor, der evangelischen Pfarrgemeinde Lenzing-Kammer-
Seewalchen zu den Personal-Abfertigungskosten von Frau Ordosch und Frau Fritsch eine 
Subvention in Höhe von € 5.000,-- zu gewähren. Die Auszahlung soll anteilsmäßig jeweils zum 
Stichtag des Pensionsantrittes erfolgen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes, der evangelischen 
Pfarrgemeinde Lenzing-Kammer-Seewalchen zu den Personal-Abfertigungskosten von 
Frau Ordosch und Frau Fritsch insgesamt eine Subvention in Höhe von € 5.000,-- zu 
gewähren, die anteilsmäßig jeweils zum Stichtag des Pensionsantrittes ausbezahlt wird. 

 
 
EG. Hoyer möchte die Leistung der beiden Damen hervorheben, da diese wirklich Unglaubliches 
geleistet haben. Auf der anderen Seite sei die Evangelische Pfarrgemeinde ein Dienstverhältnis mit 
Frau Ordosch und Frau Fritsch eingegangen und daher voll verantwortlich für die Bildung von 
entsprechenden Rücklagen zur Leistung der Abfertigung. Wenn diese Rücklagen nicht zur Verfügung 
stünden, sei dies ausschließlich ein Problem der Pfarrgemeinde. Er finde diesen Antrag eine 
Zumutung, werde aber zustimmen, da es letztlich um die beiden Damen gehe. 
 
GV. Hemetsberger möchte wissen, wie es zu diesem Fehlbetrag, den die Gemeinde ausgleichen 
solle, überhaupt komme. Der Arbeitgeber sei verpflichtet, wie EG. Hoyer zuvor schon erwähnt habe, 
Rücklagen zu bilden. Die Evangelische Pfarrgemeinde habe dies nicht gemacht und wende sich 
hierfür einfach an die Gemeinde, sprich den Steuerzahler. Dies könne nicht die richtige 
Vorgehensweise sein. Er werde diesem Punkt aber auch zustimmen, damit nicht die beiden Damen, 
die gute Leistungen erbracht haben, darauf zahlen müssen. 
 
GR. Vogel W. werde diesem Antrag nicht zustimmen. Die Argumentation, warum der Fehlbetrag 
entstanden sei, sei eigentlich ein allgemeines Argument. Die wirtschaftliche Lage sei so, dass diese 
Leistungsträger, welche die Abfertigungsrücklagen bilden hätten sollen, nicht ganz so gut 
gewirtschaftet hätten und zurzeit sei es sehr modern sich hierfür einfach an den Steuerzahler zu 
wenden. Er glaube aber nicht, dass dies der richtige Weg sei dies zu erledigen und vor allem nicht mit 
dieser Argumentation. 
 
GR. Mohr nimmt ihre Befangenheit wahr und nimmt nicht an der Abstimmung teil. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 8 ohne Kritzinger 

   FPÖ-Fraktion: 4 
Hoyer, Böss, Hemetsberger, 
Liehmann 

      

Gegen den Antrag 3 Stimmen FPÖ-Fraktion: 1 Schmuck 

   GRÜNE-Fraktion: 2  

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Kritzinger 

 
 
 
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 7.11.2012                                                                                   Seite 6 von 28 
 
 

3.  Vermietung 
Verlängerung des bestehenden Mietvertrages mit den Kinderfreunden Seewalchen 

 
Bgm. Reiter: 
Die Kinderfreunde, Ortsgruppe Seewalchen ersuchen mit Schreiben vom 4. September 2012 um eine 
weitere Verlängerung des bestehenden Mietverhältnisses. Die Kinderfreunde haben im Rathaus - 
Zubau von der Marktgemeinde Seewalchen a.A. einen Raum (ehem. ARBÖ-Clubraum) gemietet. Der 
Mietzins ist wertgesichert und beträgt im Jahr 2012 € 452,43. Der Mietvertrag wurde zuletzt im Jahr 
2010 um drei Jahre verlängert und würde demnach am 28. Feb. 2013 enden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den bestehenden 
Mietvertrag um weitere drei Jahre zu verlängern. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
4.  Abwasserbeseitigung 

Finanzierungsplan für das Kanalprojekt Kroiss- u. Loidlgründe / BA 16 
 
Bgm. Reiter: 
Die geschätzten Gesamtkosten für den Kanalbauabschnitt 16 werden rd. € 110.000,- betragen. Die 
Finanzierung ist dem im Akt befindlichen Finanzierungsplan zu entnehmen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
5.  Kleinkinderbetreuung  

Finanzierungsplan für die Einrichtung einer dritten Krabbelstubengruppe 
 
Bgm. Reiter: 
Im Sommer dieses Jahres wurde im Kindergarten Rosenau eine dritte Betreuungsgruppe für die 
Krabbelstube eingerichtet. Die Kosten dafür betrugen rd. € 8.000,-. Bedeckt werden diese Ausgaben 
lt. Finanzierungsgenehmigung des Landes mittels Landes- und Bedarfszuweisungsmittel in Höhe von 
je € 3.300. Der Anteil der Gemeinde beträgt € 1.400. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, den vorliegenden 
Finanzierungsplan zu beschließen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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6.  Wasserrettung 
Finanzierungsplan für den Ankauf eines Einsatzbootes für die Wasserrettung – Ortsstelle 
Litzlberg 

 
Bgm. Reiter: 
Zum Ankauf eines Einsatzbootes für die Wasserrettung in Litzlberg liegt nunmehr ein 
Finanzierungsplan seitens des Landes vor. Da die Auszahlung der darin enthaltenen 
Bedarfszuweisung in Höhe von € 10.000,-- über die Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 
abgewickelt wird, ist die Beschlussfassung durch den Gemeinderat erforderlich. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegenden Finanzierungsplan zu beschließen. 
 
 
GR. Liehmann fragt, ob das beschädigte Boot nicht versichert gewesen sei. Dies könne er sich 
nämlich nicht vorstellen. Weiters möchte er wissen, wie dieses Boot zu Grunde gegangen sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass das Boot anscheinend nicht versichert gewesen sei. Es sei am 
Steg in Litzlberg befestigt gewesen und bei diesem verehrenden Sturm am 28. Juli konnte es nicht 
mehr rechtzeitig in den Hafen gebracht werden. Das Boot sei so stark beschädigt worden, dass sich 
eine Reparatur nicht ausgezahlt hätte. 
 
EG. Hoyer möchte noch wissen, ob das zum Ankauf stehende Boot ein neues Boot sei. 
 
Der Bürgermeister bejaht diese Frage. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
7.  Ortskanalisation BA 16 

Erd- u. Baumeisterarbeiten; - Zuschlagsentscheidung 
 
Bgm. Reiter: 
Die Leistungen für die Erd-, Baumeister- und Rohrverlegearbeiten für die Ortskanalisation BA 16 zur 
Erschließung und für den Straßenunterbau (Verlängerung Holzmeisterweg) der sog. Loidl- und 
Kallinger-Gründe in Litzlberg, sowie für die Kroiß-Gründe im Bereich Königswiese-Neißingerstraße 
(Anton Schmoller Straße, dort nur Kanal, Straße privat) wurden im Verhandlungsverfahren im 
Unterschwellenbereich nach dem Billigstbieterprinzip ausgeschrieben.  
Zur Anbotlegung wurden sechs Firmen eingeladen. Bis zum Abgabetermin am 15. Oktober 2012, 
9.00 Uhr langten von allen sechs Firmen Anbote am Gemeindeamt Seewalchen ein. 
Am 25. Oktober 2012 wurde mit vier Bietern ein Verhandlungsgespräch geführt, die beiden anderen 
Firmen haben aufgrund der Einladung zum Verhandlungsgespräch schriftlich einen Nachlass 
bekanntgegeben, zum Verhandlungsgespräch selbst ist kein Vertreter erschienen. 
Niederndorfer Bauges.m.b.H.   98.570,76  
GTB Bau GmbH & Co KG 106.262,01  
Kieninger Ges.m.b.H. 109.221,79  
Bei der Preisverhandlung, die am 25. Oktober 2012 am Gemeindeamt Seewalchen durchgeführt 
wurde, wurde von der Fa. Niederndorfer ein Nachlass in der Höhe von 2 % gewährt, so dass sich 
eine Nettoanbotssumme von € 96.599,34 ergibt. 
Sowohl aufgrund der rechnerischen und sachlichen Überprüfung der Anbote als auch aufgrund der 
fachlichen Qualifikation ist der Auftrag für die Erd-, Baumeister- und Rohrverlegearbeiten für die 
Ortskanalisation BA 16 und für den Straßenbau Litzlberg zu einem verhandelten Nettopreis von € 
96.599,34 an die Firma Niederndorfer Bauges.m.b.H., Römerstraße 48, 4800 Attnang-Puchheim als 
Best- und Billigstbieter zu vergeben.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die Zuschlagsentscheidung aufgrund der erfolgten Ausschreibung und der 
Vergabeempfehlung des Büros dlp zu Gunsten des Billigstbieters, der Firma Niederndorfer 
zu einem Betrag von € 96.599,34 (excl. Mehrwertsteuer) zu treffen. 

 
EG. Hoyer habe sich das Seewalchner Marktblatt genau angesehen. Auf der ersten Seite stehe, dass 
Hans Schmidt für die Redaktion zuständig sei. Auf der Seite sieben sei ihm dann aufgefallen, dass für 
die Kanalerweiterungen in Seewalchen - ohne Verhandlungsverfahren und ohne vorherige 
Bekanntmachung - die Firmenliste wie folgt festgelegt worden sei: Niederndorfer, Alpine, GTB, 
Teerag-Asdag, Peters, Kieninger. Er fragt sich, wie der Amtsleiter es sich vorstelle einfach eine 
Vergabeliste, welche äußerster Geheimhaltung unterliege, in eine Zeitung zu stellen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es auf ihn als Verfasser der Berichte an den Gemeinderat zurück 
zuführen sei, dass dieser Punkt im Marktblatt stehe. Er müsse hier den Amtsleiter Schmidt in Schutz 
nehmen. Der einzige Punkt sei, dass es dem Amtsleiter nicht aufgefallen sei, aber wie gesagt, ihm 
persönlich leider auch nicht, obwohl es ein Wiederspruch in sich sei, ein Vergabeverfahren ohne 
vorherige Bekanntmachung durchzuführen und dann die Firmen zu nennen. Faktum sei aber, dass 
das Marktblatt zu einem Zeitpunkt an die Öffentlichkeit gegangen sei, wo die Anboteröffnung bereits 
erfolgt sei. Daher sei der Wettbewerb aus seiner Sicht gewahrt gewesen. Aber EG. Hoyer habe 
Recht, so etwas dürfe nicht passieren. 
 
EG. Hoyer ergänzt, dass es passiert sei und man nun nichts mehr daran ändern könne, aber 
Tatsache sei, dass das Marktblatt bereits seit 15.10. im Internet zu finden sei und an diesem Tag die 
Anboteröffnung statt gefunden habe. Weiters habe er die Information, dass das Marktblatt auch schon 
vor dem 15.10. im Internet zu finden gewesen sei. Es sei leider passiert und man müsse in nächster 
Zeit etwas mehr aufpassen. Nachdem die Gesamtkosten dieses Bauvorhabens aber im Rahmen der 
Kostenschätzung liegen, werde man dieser Vergabe zustimmen. 
 
Der Amtsleiter möchte anmerken, dass EG. Hoyer richtig zitiert habe, dass er für die Redaktion 
verantwortlich sei, aber am Deckblatt sei auch zu finden, dass der Bürgermeister Mag. Johann Reiter 
für den Inhalt des Marktblattes verantwortlich sei. Die Berichte vom Gemeinderat schreibe der 
Bürgermeister. 
Nichts desto trotz habe er im Stress auch nicht mehr genau darüber geschaut und die Kollegin habe 
das Marktblatt fertig gestellt. Es sei aber erst nach der Anboteröffnung erschienen. Eigenartig sei aus 
seiner Sicht aber, dass in den letzten Jahren nicht einmal annähernd eine Firmenliste bei 
Vergabeverfahren hinaus gegangen sei, da man diese immer am Amt gemacht habe. Nun sei der 
Gemeindevorstand dafür zuständig und dadurch sei es dem Bürgermeister leider passiert, dass er 
den Bericht vom Vorstandsprotokoll kopiert und diesen Absatz übersehen habe. 
 
GV. Hemetsberger habe nun gerade den Betrag in der Höhe von € 96.000,- gehört. Dies stimme aber 
nicht, da bei der Anboteröffnung von der Firma Niederndorfer als Bestbieter ein Betrag in der Höhe € 
98.570,- angeboten worden sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dies nur das Protokoll von der Anboteröffnung gewesen sei und 
dass es danach noch ein Verhandlungsgespräch gegeben habe. 
 
GV. Hemetsberger erwidert, dass er es aber gut finden würde, wenn der Gemeindevorstand darüber 
informiert worden wäre. 
 
Der Amtsleiter fügt hinzu, dass die gesamte Angebotsprüfung und sämtliche Protokolle der 
Verhandlungen im Akt zu finden gewesen wären. 
 
GV. Berger möchte hinzufügen, dass dieser Umstand mit den € 96.000,- und € 98.000,- aus dem 
vorgelegten Akt für die Fraktionssitzungen eindeutig hervor gegangen sei. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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8.  Volksschule Seewalchen 
Auflassung der angeschlossenen Sonderschulklasse 

 
Bgm. Reiter: 
Das Amt der Oö. Landesregierung hat mit Schreiben vom 8.10.2012 empfohlen, die in der 
Volksschule Seewalchen angeschlossene Sonderschulklasse aufzulassen, da diese bereits seit mehr 
als zehn Schuljahren nicht mehr geführt wird. Seitens der Volksschule Seewalchen besteht gegen die 
Auflassung kein Einwand.   
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den Standort der an die Volksschule Seewalchen angeschlossenen Sonderschulklasse 
aufzulassen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
9.  Projekt Multifunktionale Steganlage 

Bericht über den aktuellen Projektstand und Beratung der weiteren Vorgangsweise 
 
Bgm. Reiter: 
Für das seit 2007 in Planung befindliche Projekt zur Errichtung einer neuen multifunktionalen 
Steganlage an der Promenade Seewalchen langte im Sommer 2012 eine negative Stellungnahme 
der Naturschutzbehörde ein. Bei einem neuerlichen Lokalaugenschein mit der Naturschutzbehörde im 
September wurde auch für mögliche Kompromissvarianten (Einkürzung der Anlage um rd. 40 m) 
keine Änderung der naturschutzfachlichen Beurteilung in Aussicht gestellt.  
 
Seitens des Naturschutzes kommt nur ein „reiner“ Schiffanlagesteg für die Attersee-Schifffahrt in 
Frage (rd. 80 m vom Ufer). Dies ist jedoch aufgrund der Wassertiefen für die Attersee-Schifffahrt nicht 
möglich. Das Anlege-T muss lt. Dr. Schreckeneder mind. 90 m, besser 100 m („Reserve“ für 
Niedrigwasserstände) vom Ufer entfernt sein. Das tatsächlich notwendige „Ausmaß“ des Steges wird 
jetzt nochmals von der Attersee-Schifffahrt mit exakten Tiefenmessungen überprüft. 
 
Für das Bundesdenkmalamt wären u.U. auch die Kompromissvarianten vorstellbar. Die Bundesforste 
als Grundbesitzer haben auch der großen Variante zugestimmt, Wasserrecht, Schifffahrtsrecht stellen 
kein Problem dar. Einzige Hürde für eine Projektgenehmigung ist daher der Naturschutz.  
 
Optionen für die weitere Vorgangsweise: 

a) Negativen Naturschutzbescheid abwarten, Berufungsverfahren anstrengen  
b) Kompromissvariante mit „kleiner“ Marina verfolgen 
c) Mini-Variante als „reinen Schiffsteg“ „akzeptieren“ (ev. wären ein paar Gastliegeplätze 

möglich) 
 
Für das Einreichprojekt ist vom Land O.Ö. eine 50%ige LEADER-Förderung zugesagt. (EU-Mittel in 
Höhe von € 175.000.- liegen für uns für die „große Lösung“ bereit). Das Projekt müsste jedoch 2013 
umgesetzt werden, um die Leader-Förderung noch abholen zu können. Ohne Bootsliegeplätze wird 
es keine Leader-Förderung geben (reine Schifffahrtsstege werden dem hoheitlichen Bereich 
zugeordnet; der „reine“ Schiffsteg müsste „herkömmlich“ finanziert werden). Vom Naturschutz ist 
jedoch bei einer kleineren Stegvariante die Errichtung von Gastliegeplätzen zugesagt (jedoch keine 
Dauerliegeplätze). Die aktuelle Kostenschätzung für die „kleine Lösung“ beträgt rd. € 150.000.- 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der mehrheitlichen Empfehlung des Gemeindevorstandes und aufgrund der 
geänderten Rahmenbedingungen durch die Vorgaben der Naturschutzbehörde die 
Steganlage für die Atterseeschifffahrt ohne Dauerliegeplätze, jedoch mit ca. 5 
Gastliegeplätzen auszuführen. 
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Der Bürgermeister möchte diesen Punkt nochmals mit eigenen Worten kurz zusammen fassen. 2007 
sei die Atterseeschifffahrt an die Gemeinde herangetreten mit dem Anliegen, die bestehende 
Steganlage im Bereich des Promenadeneinganges, welche früher oder später zu erneuern sei, 
eventuell neu zu positionieren, da das Zufahren zu dieser Steganlage mit dem größten Schiff der 
Stadt Vöcklabruck – dem „Klimtschiff“ – nicht mehr möglich sei.  
Man habe dann nach mehreren verschiedenen Vorerhebungen und Beratungen einen kleinen 
Arbeitskreis gegründet. Es habe einen Entwurf gegeben, welcher damals von der Atterseeschifffahrt 
und der Gemeinde an den Architekten Höller vergeben worden sei, mit einer neuen Steganlage im 
Bereich des Cafe Liehmann. Mit diesem Entwurf sei man an die Naturschutzbehörde heran getreten, 
welche sich aber eine neue Steganlage absolut nicht vorstellen haben könne, da diese nicht 
genehmigungsfähig sei, wenn dann nur eine Erweiterung und zusätzliche Anlage im Bereich des 
bestehenden Bootsvermietungssteges.  
Daraufhin habe man im Arbeitskreis vereinbart, dass man den Baumeister Schönleitner, welcher für 
die Atterseeschifffahrt sehr viele Ausführungen mache, für einen Entwurf beauftrage. Anschließend 
sei die Idee entstanden, da man aufgrund der geringen Wassertiefe relativ weit hinaus müsse, die 
Zwischenräume zwischen dem Bootsvermietungssteg und der neuen Schiffsanlegestelle mit der 
Anordnung von Dauer- bzw. Gastliegeplätzen für die Atterseeschifffahrt zu überbrücken bzw. 
auszunützen. Des Weiteren sei noch das Thema mit den Pfahlbauten dazu gekommen und es sei 
dann im Zuge dieses Projektes versucht worden das „Anlege-T“ der Schiffsanlegestelle in Form einer 
Plattform auszuführen.  
Auf dieser Plattform solle ein Pavillon errichtet werden, um nicht nur den Schiffsgästen die 
Möglichkeit zu bieten, sich unterzustellen, sondern dort auch das Thema UNESCO Welterbe 
Pfahlbauten unterzubringen. Dies habe er dann auch in die Regatta eingebracht, welches dort vom 
Vorstand abgesegnet und zur Förderung eingereicht worden sei. Damals habe man von einer sehr 
hochgegriffen, aber für Förderansuchen üblichen, voraussichtlichen Gesamtinvestitionssumme von    
€ 350.000,- gesprochen. Das Förderaviso sei positiv erledigt worden und dieses Projekt würde über 
den Tourismus gefördert werden. Weiters gebe es aus dem EU-Förderprogramm LEADER eine 
50%ige Förderzusage.  
In weiterer Folge sei dieses Projekt bei den Behörden eingereicht worden. Vom Naturschutz habe es 
nach einer negativen Vorwegstellungnahme letztendlich eine endgültige negative Stellungnahme im 
heurigen Sommer gegeben, die darauf hinauslaufe, dass die Steganlage mit einem Vorspringen von 
rund 140 Metern vom Ufer und mit einer Marina nicht genehmigt werde. Im September habe es dann 
noch eine Begehung gegeben. Bei dieser Begehung sei von der Naturschutzbehörde eine 
Kompromissvariante angeboten worden, die aus ihrer Sicht genehmigungsfähig sei. Nämlich die 
Einkürzung des Steges auf 80 Meter, wobei dort schon angekündigt worden sei, dass ein paar Meter 
mehr oder weniger nicht das Thema seien, da man nicht genau wisse, was die Schifffahrt nun 
tatsächlich brauche und der Verzicht auf die Marina.  
Man habe dann im Gemeindevorstand nochmals über dieses Projekt bzw. wie es weiter gehen solle 
diskutiert. Es habe drei Möglichkeiten gegeben: 
a) Den negativen Naturschutzbescheid in Form einer Berufung zu bekämpfen, was aber relativ 
zeitaufwendig gewesen wäre, da man hierfür einen entsprechenden Sachverständigengutachten, 
welches die naturschutzrechtlichen Einwendungen entkräfte, benötige. Es wäre wahrscheinlich auch 
zeitlich ein größeres Problem gewesen, hier jemanden zu finden, welcher die Eingaben vom 
Sachverständigen Almhofer entsprechend relativieren hätte können.  
Das nächste sei, dass die Förderzusage, nachdem das LEADER Programm 2013 im letzten Jahr sei, 
nur bis zum 31.12.2013 laufe. Die Projektvorlage und Einreichung mit allen Unterlagen müsse aber 
noch im heurigen Jahr erfolgen. Das heiße, wenn man hier das Berufungsverfahren angestrebt hätte, 
wäre man Gefahr gelaufen die LEADER Förderung nicht mehr lukrieren zu können. Man hätte dann 
bis zur nächsten Förderperiode warten müssen und ob dann derartige Anlagen noch 
genehmigungsfähigen wären, könne man heute nicht sagen. Daher sei es sinnvoll, wenn man hier 
weiter agiere, dies so schnell wie möglich auf die Reise zu schicken. 
 
b) Das nächste wäre nochmals zu versuchen eine Kompromissvariante mit Einkürzungen jedoch der 
Marina zu finden, aber es sei vom Naturschutz ganz klar signalisiert worden, dass die Marina nicht 
entstehen dürfe. Nun gebe es diese Minivariante, einen mehr oder weniger nicht reinen Schiffssteg, 
aber das Hauptaugenmerk dieser Anlegestelle sei auf die Schifffahrt bezogen. Es werden aber fünf 
Gastliegeplätze für kurzzeitige Anleger von Motor-, Elektro- oder Segelbooten genehmigt. Die 
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Atterseeschifffahrt habe nun nochmals eine Befahrung gemacht und es sei so, dass man 
wahrscheinlich 100 Meter mit den entferntesten Punkt hinaus müsse, damit die Badeschutzzone beim 
Strandbad und auch die Wendekreise für Zu- und Abfahrt gegeben seien. Die Naturschutzbehörde 
prüfe dies nun nochmals. Die 80 Meter seien schon zugesagt. Man werde sich dann aber an das 
orientieren, was die Atterseeschifffahrt wirklich brauche. Diese kleine Variante, mit Schiffsanlegestelle 
und ein kleiner Plattform, wo man zwar kein Pavillon, aber zumindest Infotafeln zum Thema 
Pfahlbauten aufstellen könne, möchte auch gerne die Attersee Schifffahrt und mit den 
Gastliegeplätzen sei die LEADER Förderung noch zu bewältigen. 
 
EG. Hoyer erklärt, dass man aufgrund der jetzigen Ausführungen zu Kenntnis genommen habe, dass 
dieser Steg prinzipiell nur mehr zum Anlegen des großen Schiffes von Stern & Hafferl dienen solle. 
Man müsse sich vorstellen, wie das Schiff zur Anlegestelle komme. Das Schiff müsse am Kammer 
Ufer zufahren und dann wenden, damit es mit dem Bug Richtung Litzlberg an der Anlegestelle 
stehen, da es sonst nicht mehr weg komme. Dadurch fahre das Schiff durch den gesamten 
Schwimmbereich, vor allem der Schwimmer die vom Strandbad zu den Badeplätzen nach Kammer 
schwimmen. Das heiße, dass diese Leute einer großen Gefahr ausgesetzt würden. Die 
Schiffsanlegestelle Litzlberg sei damals geschlossen worden, da es für die Schwimmer viel zu 
gefährlich gewesen sei und nun fahre man wieder in einen Badebereich ein. 
Zwei Punkte seien hier maßgeblich. Erstens gebe es nach § 8 und 10 der Schifffahrtsordnung einen 
Bereich von 100 Meter ober- und unterhalb dieser Zufahrt, wo ein absolutes Badeverbot bestehe. 
Tatsache sei aber, dass laut letzter Planung der Badebereich des Strandbades, also unmittelbar an 
diesen Bereich herangehe. Hier müsse 100 Meter rechts und links ein echtes Badeverbot erlassen 
werden. Er sei gespannt, wie die Schifffahrtsbehörde mit diesem Punkt umgehen werde, denn dies 
sei Gesetz. 
Zweitens seien die Schiffe von Stern und Hafferl betreffend Abgasemissionen bei weitem nicht am 
Stand der Technik und ihm Zuge dessen treffe der Gestank des Diesels die ganzen Schwimmer. 
Wenn man hier auch nur fünf Boote zum vorüber gehenden Anlegen zulasse, sei dies ebenfalls eine 
unheimliche Geruchsbelästigung. 
Laut der Kapitäne von Stern und Hafferl würde der Steg maximal drei Mal am Tag angefahren werden 
und bei Wind überhaupt nicht, da dies zu gefährlich sei. Außerdem baue man nun eine Steganlage 
ausschließlich für die Firma Stern und Hafferl. Wenn die Firma Stern und Hafferl eine Steganlage 
wolle, solle sie sich diese selber bauen und selber um alle Bewilligungen ansuchen. Es müsse auch 
betont werden, dass dieses Schiff von Stern und Hafferl 350 Passagiere Platz biete und nach der 
Schifffahrtsverkehrsordnung müsse die Plattform so groß sein, dass 350 Personen Platz haben. Dies 
Stimme mit dem Entwurf nicht überein. 
Weiters sei dieses Projekt im Zusammenhang mit der Natura 2000 zu sehen, wo die EU den Attersee 
mit einbezogen habe und dort ein absolutes Verschlechterungsverbot gelte. Das heiße also, es dürfe 
keine Maßnahme gesetzt werden, welche zu einer Verschlechterung der gesamten Situation führe. 
EG. Hoyer möchte betonen die Hände von diesem Projekt zu lassen, da dies die Zerstörung eines 
Teiles des Fremdenverkehrs bedeute. 
Es wurde auch nicht darauf geachtet, dass im Bereich dieser geplanten Anlegestelle weder ein 
Autobus zufahren, noch barrierefrei geplant werden könne bzw. auch nicht genügend Parkplätze 
vorhanden seien. Aufgrund dieser Tatsachen werde man diesem Projekt auf keinem Fall zustimmen. 
 
GR. Liehmann möchte noch näher auf die Parkplatzsituation eingehen. Natürlich könnte man den 
Parkplatz über der RAIKA irgendwie ausbauen, aber derzeit gebe es nur einen Parkplatz der in der 
Nähe sei und zwar der Parkplatz oberhalb des Strandbades. Der nächste Parkplatz sei bei der 
Autobahn. Wie EG. Hoyer bereits angesprochen habe, gehe man von diesem Parkplatz barrierefrei 
durch die schönste Gegend zum Klimtzentrum und weiter zum Klimtschiff. Es sei seiner Meinung 
nach ein gewaltiges Kirchturmdenken, dass man 32.000 Leute im Strandbad belästige um der Firma 
Stern und Hafferl einen weiteren Anleger für das Klimtschiff zu gestatten. Der ursprüngliche Gedanke 
sei damals gewesen - und dies wisse er konkret von der Juniorchefin - das Discoschiff mit dem Cafe 
Liehmann zu verbinden, doch dies sei nicht zustande gekommen. 
GR. Liehmann möchte außerdem kurz einiges von Fachleuten schildern: Die Dauerliegeplätze wären 
sowieso nicht genehmigungsfähig gewesen, daher wurde das Projekt untersagt. Dies habe er schon 
seit langem gewusst. Das Argument, dass der bisherige Steg für die Kapitäne problematisch sei, 
stimme nicht. Dort haben sie die Möglichkeit mit dem kleinen Schiff auszuweichen und an einer Stelle 
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zu drehen, wo sich tatsächlich keine Schwimmer aufhalten. Mit der riesen Masse des Klimtschiffes 
jedoch, habe man keine Möglichkeit mehr in der Drehung zum Anleger auszuweichen. 
Bezüglich der Gastliegeplätze möchte er anmerken, dass auch nicht fünf Plätze aufgrund der 
Strömung und dem Flachwasser gegeben seien. In Unterach habe es neben der großen Anlegestelle 
auch Liegeplätze gegeben. Dort habe es einen schweren Unfall mit einer Yacht und dem Schiff 
gegeben. 
Abgesehen davon seien laut Natura 2000 alle Zuläufe und der Ablauf ein sehr sensibles Gebiet. 
Gerade dort sei die Gefahr gegeben, dass es zu einem gewaltigen ökologischen Eingriff komme. 
Es wurde ihm übrigens kein einziger Punkt seines Konvolutes, welches vielleicht durch die 
Reduzierung beantwortet sei, tatsächlich beantwortet. Er möchte, dass diese Sache von Fachleuten 
beurteilt werde und zwar Punkt für Punkt, denn die Gefahr, dass Seewalchen massiv dadurch 
verliere, sei größer als die LEADER Zusage für das Projekt. Er sei der Meinung, dass hier ein großes 
Risiko bestehe. Man müsse nur an die Situation einer plötzlichen Sturmwarnung denken, und daran, 
dass ein Boot nicht mehr rechtzeitig ablegen könne und schwer beschädigt werden würde, da dies 
eine der brisantesten Stelle am ganzen See sei. Er frage sich, wer hier die Verantwortung 
übernehmen würde, nach all dem Risiko, welches von vornherein bekannt sei. Außerdem werden 
diese fünf Boote auch mit Diesel betrieben und seien nicht am neuesten Stand der Technik, somit 
habe man den Dreck dann ebenfalls in den Badebereichen. Er denke nach wie vor, dass dieser 
Standort vollkommen ungeeignet sei für einen Steg. 
 
Der Bürgermeister antwortet auf die Wortmeldungen, dass ein Projekt dieser Größenordnung 
natürlich nicht ohne irgendwelche, für den einen oder anderen negativen Auswirkungen realisierbar 
sei. Die Frage sei nun, ob man einer möglichen Kompromissvariante etwas Positives abgewinnen 
könne. Er als Privatperson sei sich bewusst, dass im Bereich einer Promenade mit einem schönen 
Ausblick auf den ganzen Attersee und im Bereich eines Strandbades eine Steganlage dieser 
Größenordnung irgendjemand stören werde, seien es Badebesucher, Strandbadbenützer oder 
Spaziergänger. Dies sei alles richtig. Er persönlich, die Gemeinderäte bzw. die Gemeinde 
Seewalchen insgesamt müssen einfach abwägen, ob man aus diesem Projekt in irgendeiner Form 
einen Nutzen ziehen könne für Seewalchen bzw. die gesamte Region und ob man die Risiken dieser 
Errichtung in Kauf nehmen könne.  
Er wäre der Letzte, der diesem Projekt zustimmen würde, wenn er 100 % davon überzeugt wäre, 
dass dies einen massiven nicht vertretbaren Eingriff zu Folge hätte. Zusammengefasst teile er zum 
Teil die Bedenken der beiden Vorredner, sie seien nicht ganz weg zu diskutieren, aber man müsse 
die Interessen abwägen. Er denke, dass eine Gemeinde wie Seewalchen am Attersee – die größte 
Gemeinde am Attersee – sehr wohl ein Interesse haben sollte, die Atterseeschifffahrt zu erhalten. 
Wenn man gar nichts tue, weil es wie gesagt hier nicht ganz einfach sei, laufe man Gefahr, dass man 
als größte Atterseegemeinde nicht mehr an die Atterseeschifffahrt angeschlossen werde. Irgendwann 
werde diese kleine Steganlage nicht mehr ausreichen und neu gebaut werde an diesem Platz nicht 
mehr, da es heuer schon einen Schiffsschraubenschaden bei einem kleineren Schiff gegeben habe. 
Sein Zugang sei, dass es sehr wohl für eine kleine Tourismusgemeinde und eine sehr große 
Marktgemeinde wichtig sein sollte, eine Fläche zusammen zu bringen, damit die Atterseeschifffahrt 
zur Gänze anlegen könne, auch mit dem großen Veranstaltungsschiff mit den ganzen 
Themenfahrten. 
Er möchte nochmals anmerken, dass es richtig sei, dass die Naturschutzbehörde gesagt habe, dass 
es zwischen der bestehenden Steganlage und dem damals von der Gemeinde vorgeschlagenen 
Standort vor dem Cafe Liehmann nicht gehe. Die einzige Chance, wo es überhaupt theoretisch aus 
naturschutzfachlichen Gründen möglich wäre, sei im Bereich der Bootsanlegestelle. Die Gemeinde 
habe sich dies nicht einfallen lassen. Dies sei ein Standort, welcher vom Naturschutz vorgeschlagen 
worden sei und der sich als Erweiterung anbiete. 
Der Bürgermeister möchte weiters eine Mail von EG. Hoyer an den Bürgermeister vom 30. Jänner 
2009 zitieren: „Sehr geehrter Herr Bürgermeister, es freut mich, dass die Marktgemeinde Seewalchen 
einem so innovativen Projekt, nämlich der Errichtung einer Hafenanlage und einer Schiffsanlegestelle 
näher tritt. Ich habe bereits Kontakt mit Herrn Baumeister Schönleitner und der Fa. Stern und Hafferl 
gehabt und erlaube mir dir nun höflich mitzuteilen, dass ich an einer Ingenieurleistung für das 
gegenständliche Projekt äußerst großes Interesse habe. Ich habe für die Salzburg AG am 
Wolfgangsee eine große Hafenanlage mit der gesamten Versorgungs- und Entsorgungstechnik für 
die Großschiffe, sowie neue Anlegestellen errichtet und bin daher in der Lage mein Fachwissen für 
dieses Projekt Seewalchen einzubringen.“ usw. 
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Der Bürgermeister denkt, dass EG. Hoyer vor ein paar Jahren diesem Projekt noch etwas Positives 
abgewinnen konnte. Nun habe er es aber so präsentiert, wie wenn dies alles nur Unsinn wäre. Dies 
gefalle ihm nicht sehr. 
Betreffend die Einwendungen bezüglich Schifffahrtsrechts, habe er den Gemeinderat noch nicht auf 
den neuesten Stand gebracht. Heute sei eine Email gekommen, dass die Atterseeschifffahrt noch 
einmal mit dem Schiff eine dezidierte Befahrung gemacht habe und es sei nicht so, wie EG. Hoyer 
gemeint habe, dass sie praktisch von Kammer mit dem Spitz herfahren und wieder rausfahren, 
sondern genau umgekehrt. Sie kommen mit dem Spitz von Kammer herüber, legen an und fahren in 
einem Bogen wieder hinaus.  
Dies sei für ihn persönlich aber nicht so erheblich, denn das sei Sache der Experten. Dies müsse sich 
eine Behörde ansehen, welche über die entsprechenden Sachverständigen verfüge, daher gebe es 
eine Naturschutz-, eine Wasserrechts- und eine schifffahrtsrechtliche Verhandlung. Wenn 
schifffahrtsrechtlich herauskomme, dass es nicht realisierbar sei, dann sei das Projekt sowieso 
hinfällig. Sein relativ pragmatischer Zugang zu diesem Punkt sei, dass wenn man diesem Punkt 
mehrheitlich zustimme, dieses Projekt in der abgeschwächten Form auf die Reise schicken und 
schaue solle, was dabei formalrechtlich rauskomme. 
Die Einwände bezüglich der Abgase könne er nicht beurteilen. Er glaube nur wenn die Schiffe nur ein 
paar Mal am Tag anlegen die Abgasbelastung nicht so groß sein könne. Es werde wahrscheinlich 
insgesamt von der Naturschutzbehörde berücksichtigt werden und dasselbe gelte für die Natura 
2000. Er als Biologe traue sich schon zu die ökologischen Eingriffe dieser Anlegestelle etwas 
beurteilen zu könne. Und wenn es ein Verfahren gebe, wo genau diese Vorbehalte geprüft werden, 
lehne er sich zunächst einmal zurück, denn hierfür gebe es Sachverständigen. 
Zum Thema Parkplätze und Busanbindungen mache er sich auch noch keine Gedanken, weil wenn in 
Schörfling die Marina voll sei und noch jemand mit dem Bus zufahre, werde er bzw. sie auch nicht bis 
zur Schiffsanlegestelle gefahren. Wenn man als Seewalchner Gemeinderat sowieso der Meinung sei, 
dass alle nach Kammer gehen sollen und alles in Kammer sein solle, dann sei das okay. Er 
persönlich stehe aber schon auf dem Standpunkt lieber in Seewalchen eine Schiffsanlegestelle zu 
haben, wenn man eine Möglichkeit finden solle, welche nach guter Abwägung befürwortet werden 
könne. Er möchte nicht als größte Atterseegemeinde von der Atterseeschifffahrt abgeschnitten 
werden. 
Weiters möchte er zum Thema bezüglich der ehemaligen Schiffsanlegestelle in Litzlberg etwas 
sagen. Er kenne dieses damalige Problem wahrscheinlich besser, da er dort aufgewachsen sei und 
er wisse, wie dies damals wirklich zugegangen sei. Die Zufahrt sei sehr schwer gewesen, aber dieser 
Steg sei 15-20 Meter hinausgegangen und bei dem derzeitigen Projekt sei man bei 100 Meter. 
Damals mussten die Schiffe noch direkt durch den Schwimmbereich fahren, wo Gott sei Dank nichts 
passiert sei. Eine 100 %-ige Sicherheit, dass nie etwas passiere, könne natürlich niemand geben, 
aber eine etwaige Gefahr für die anderen Wasserteilnehmer werde im Rahmen der Verfahren 
sicherlich ausreichend gewürdigt und geprüft werden. 
Aus seiner Sicht sei es rein zu überlegen, ob man diese in Aussicht gestellte kleine Lösung weiter 
verfolgen werde oder nicht. 
 
GV. Berger merkt an, dass er in der letzten halben Stunde einiges dazu gelernt habe. Viele Dinge, die 
als Argument vorgebracht worden seien, habe er nicht gewusst, aber dies werde seine Entscheidung 
nicht beeinflussen. Er glaube, dass man die Chance ergreifen solle, als Gemeinde Seewalchen einen 
Steg zu bekommen, mit welchen man an die Atterseeschifffahrt angebunden sei.  
Er habe keinen Zweifel daran, dass die Paragraphen, welche EG. Hoyer genannt habe bzw. die 
Argumente die GR. Liehmann vorgebracht habe, seine Richtigkeit haben, aber dies haben die 
Fachleute zu beurteilen. Er werde diesen Weg gehen um die Chance zu nutzen, da dieses Projekt 
fachlich beurteilt werde und wenn es nicht gehe, dann sei es für ihn erledigt. Er möchte nur für sich 
nicht die Chance von vornherein für Seewalchen aufgeben.  
Er hoffe, dass sich einige seiner Meinung anschließen werden. Er sehe auch die Belastung für das 
Strandbad in diesem Bereich nicht so tragisch, speziell dann, wenn er höre, dass das Schiff nur drei 
Mal am Tag anlege. Das einzige was ihn etwas daran störe, sei, dass es an und für sich eine 
Steganlage sei, die hauptsächlich einem kommerziellen Betrieb entgegen komme. Wenn man als 
Gemeinde Seewalchen keine Voraussetzungen schaffe, dann werde man von diesen kommerziellen 
Betrieben auch in Zukunft ausgeschlossen werden und dies wäre für die Entwicklung von 
Seewalchen nicht wirklich gut. 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 7.11.2012                                                                                   Seite 14 von 28 
 
 

Vielleicht führen diese Diskussionen doch auch dazu, dass man irgendwann, bevor 
Gemeindezusammenlegungen vorgeschrieben werden, diese Dinge großräumig erdenke und dass 
man den Attersee vielleicht nicht unter 8 Gemeinden, sondern nur mehr unter 4 Gemeinden aufteilen 
würde, denn dann würden viele Entscheidungen einfach auch leichter fallen. 
 
GR. Liehmann betont, dass die Fachleute meistens erst durch Information überhaupt beurteilen 
können. Natürlich gehen sie Sachen direkt vor Ort auch auf den Grund. Er habe hier aber eine Sache, 
aus seiner Broschüre, die mit der fachlichen Beurteilung gar nichts zu tun habe, sondern eine 
emotionale Angelegenheit und eine Imageangelegenheit für Seewalchen sei und zwar handle es sich 
hierbei um die eingeschränkte Sicht durch den geplanten Steg auf das Schloss Kammer für die 
Schwimmer.  
Er gebe GV. Berger vollkommen recht, dass die Fachleute dies beurteilen werden, aber derartige 
Dinge werde die Bevölkerung und der Zulauf der Badegäste beurteilen. Dies sei ein sehr wesentlicher 
Punkt, der bei dieser Sache immer wieder vergessen werde. Der Naturschutz habe eine Vorgabe 
gemacht, diese Vorgabe sollte ins Auge gefasst werden. Wie dies dann mit der Schifffahrt 
übereinstimmen könne, mit den berühmten 100 Metern, der Manövrierfähigkeit der Schiffe und den 
Abgasen der Schiffe, welche die Nordroute fahren und zusätzlich den acht Yachten, die auch über 
entsprechende Maschinen verfügen.  
Er sei der Meinung, dass dieses Projekt stark überdacht werden solle, da diese Stelle die 
schlechteste Stelle des ganzen Sees sei. Es könnte auch weiter vorne Richtung Kinderbad gebaut 
werden oder Litzlberg könnte ausgebaut werden, wenn man unbedingt eine Anlegestelle in 
Seewalchen haben möchte. Weiters könne man, wie heutzutage üblich, auch ein Zentrum machen, in 
dem sich derartiges abspielt und mehrere Gemeinden davon zehren können. Dies wäre das Zentrum 
für Bahn und Busse in Schörfling. Eine gute Sache auch für Seewalchen, nicht nur für Schörfling. 
 
Der Bürgermeister erwidert auf die Wortmeldung von GR. Liehmann, dass die Schwimmer des 
Strandbades natürlich links auf den Steg sehen werden, aber der Blick auf so ein markantes 
Bauwerk, wie das Schloss Kammer mit seinen geschätzten 30 Metern, werde durch einen Steg mit 
ca. 1,50 Metern nicht beeinträchtigt werden. Er gebe aber GR. Liehmann Recht, dass sich dort 
grundsätzlich etwas ändern werde. 
 
GR. Mayrhofer möchte darauf hinweisen, dass es laut GR. Liehmann anscheinend nur Schiffsdiesel 
gebe, obwohl GR. Liehmann eigentlich eine Segelschule betreibe und Segelboote auch schon sehr 
viel Elektromotoren haben. Es gebe immer mehr Elektroboote am See. Man habe bisher immer nur 
über Schiffsdiesel und „Stinker“ gesprochen, in Wirklichkeit gebe es aber auch etwas anderes. 
Weiters habe GR. Liehmann von acht Gastliegeplätzen gesprochen, es seien aber nur fünf. Es 
werden hier ständig Sachen verdreht, die nur mehr der Verwirrung dienen. 
 
EG. Hoyer möchte sich zur Wortmeldung von GV. Berger äußern. GV. Berger habe zuvor gesagt, 
dass man sich nicht von der Attersee Schifffahrt abkoppeln solle, er dürfte aber vergessen haben, 
dass die Attersee Schifffahrt eine fantastische Anlegestelle im Bereich der Ager habe, die man 
herrichten könne. Heutzutage gebe es ganz andere Schwimmgelegenheiten, damit dies ordentlich 
funktioniere.  
Die Wolfgangsee Schifffahrt habe eine ganze Reihe von Anlegestellen, aber bei keiner habe die 
Wolfgangsee Schifffahrt eine Gemeinde gebeten, eine neue Schiffsanlegestelle zu bauen. Es sei 
ausschließlich eine Angelegenheit der Firma Stern und Hafferl, die Geld in die Hand nehmen müsse. 
Es gebe nämlich auch Schiffe, die nicht so tief eintauchen würden, wie die „Vöcklabruck“. Weiters sei 
es klar, dass die Elektroboote mehr werden, aber bekanntlich fahren die großen Schiffe mit Diesel. 
 
GR. Vogel O. möchte betonen, dass die bestehende Schiffsanlegestelle der Firma Stern nicht 
betrieben werden dürfe nach dem Schifffahrtsgesetz, denn im Ausmaß von 100 Metern schwimmen 
dort Leute. Man müsste in der gesamten Ager das Schwimmen verbieten, wenn laut EG. Hoyer 100 
Meter rund um die Schiffsanlegestelle nichts sein dürfe. Dort schwimmen Leute und die Kapitäne 
fahren durch die schwimmenden Leute zur Anlegestelle. Er denke, dass eine Schiffsanlegestelle 100 
Meter vom Ufer entfernt eine Verbesserung für alle Leute sei, die von der Promenade 
wegschwimmen. Ob man den Steg will oder nicht, sei eine emotionale Entscheidung und dies müsse 
jeder für sich selbst entscheiden. 
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EG. Kölblinger habe sich als eindeutige Gegnerin dieses Projektes positioniert, mit dieser 
abgeschwächten Variante könne sie aber leben. Sie möchte aber einwerfen, dass vor allem die 
Stammgäste des Strandbades eine ziemliche Panik vor dem Steg inkl. Marina hatten. Sie glaube, 
dass von den hier anwesenden ziemlich wenige ins Strandbad gehen und wie weit der Betrieb 
beeinträchtigt werde und was man für einen Verluste bekomme, wisse sie nicht. Abschließend 
möchte sie noch wissen, ob das zuvor besprochene Badeverbot realistisch sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass es eine Badeschutzzone gebe, diese sei aber durch den Umstand, 
dass die geplante Anlegestelle ca. 100 Meter vom Ufer entfernt sei, eingehalten. 
 
EG. Böss möchte zur Wortmeldung von GR. Vogel O. noch anmerken, dass es schon ein 
Unterschied gebe, ob es eine bestehende Anlage sei oder neu geplant werde. Man dürfe diese 
beiden Sachen nicht miteinander vermischen. 
 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 23 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 8 ohne Weichselbaumer u. Kritzinger 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Vogel W. 

      

Gegen den Antrag 6 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Kritzinger 

   FPÖ-Fraktion: 5  

 

Stimmenthaltungen 2 Stimmen SPÖ-Fraktion: 1 Weichselbaumer 

   GRÜNE-Fraktion: 1 Kölblinger 

 
 
 
 
 
10. Dienstpostenplan 

Aufwerten der Dienstposten von Bernd Födinger und Manuel Stiglbauer 
 
Bgm. Reiter: 
Manuel Stiglbauer besetzt derzeit als Kraftfahrer einen Dienstposten der Entlohnungsgruppe GD 21. 
Am 4.6.2012 hat er die Facharbeiterprüfung für Biomasse und Bioenergie abgelegt. Es wäre daher 
eine Einstufung als Facharbeiter in der Entlohnungsgruppe GD 19 möglich. 
 
Bernd Födinger besetzt derzeit als Bademeister einen Dienstposten GD 21. Da der Bademeister auch 
für den Betrieb und Überwachung der gesamten Wasseraufbereitung Fachkenntnisse einsetzen 
muss, wäre die Aufwertung auf einen Dienstposten GD 19 (Facharbeiter) möglich.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Dienstposten von Manuel Stiglbauer und Bernd Födinger mit Wirkung 1.1.2013 auf GD 19 
aufzuwerten. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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11. Geschwindigkeitsbeschränkung 
Tempo 30-Zone im Ortsgebiet Seewalchen (ausgenommen Landstraßen); Verlangen gem. § 46 
Abs. 2 Oö. GemO von GR. Claudia Hauschildt-Buschberger 

 
Frau GR. Hauschild-Buschberger hat mit Eingabe vom 15.10.2012 gem. § 46 Abs. 2 Oö. 
Gemeindeordnung fristgerecht die Aufnahme des gegenständlichen Tagesordnungspunktes auf die 
Tagesordnung der heutigen Gemeinderatssitzung verlangt. 
 
Gem. § 46 Abs. 2 Oö.GemO ist der Bürgermeister verpflichtet, einen in die Zuständigkeit des 
Gemeinderates fallenden Gegenstand in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
aufzunehmen, wenn dies von einem Mitglied des Gemeinderates spätestens zwei Wochen vor der 
Sitzung schriftlich verlangt wird. Das Recht der Berichterstattung über solche 
Verhandlungsgegenstände steht dem Antragsteller bzw. dem Erstunterzeichner zu. 
 
Die Antragstellerin hat sich für die heutige Sitzung entschuldigt, weitere Unterzeichner für eine 
Berichterstattung und Antragstellung sind nicht vorhanden. 
 
Der Bürgermeister stellt gem. § 13 Abs. 2 lit. d der Geschäftsordnung den Antrag,  
 diesen Tagesordnungspunkt zu vertagen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
mehrheitliche (Stimmenthaltung: Weichselbaumer) Annahme fest. 
 
 
 
12. Nachwahlen 
  Nachwahl eines Ersatzmitgliedes in den Bildungs-, Sozial- und Personalausschuss 
 
Bgm. Reiter: 
Durch den Mandatsverzicht von Thomas Ebetsberger sowie der Mandatsrücklegung von Hans-Peter 
Köck sind Nachwahlen in die Ausschüsse erforderlich. Vorschlags- und abstimmungsberechtigt ist die 
ÖVP-Fraktion. 
Gemäß § 52 Oö.Gemeindeordnung sind Wahlen stets geheim mit Stimmzettel durchzuführen, es sei 
denn, dass der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Stimmabgabe beschließt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
 dass die Abstimmung durch das Erheben der Hand erfolgen soll. 
 
Der Bürgermeister lässt den gesamten Gemeinderat über seinen gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest. 
 
  
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied im Bildungsausschuss, 
lautend auf  Dr. Elisabeth Reiter vor. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied im Sozialausschuss, 
lautend auf  Gilda Laschitz vor. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
 
 
Von der ÖVP-Fraktion liegt ein gültiger Wahlvorschlag für das Ersatzmitglied im Personalbeirat, 
lautend auf  Dr. Renate Geist-Krojer vor. 
 
Abstimmungsergebnis der ÖVP-Fraktion durch Handheben:  einstimmige Annahme des Antrages 
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13. Abwasserbeseitigung 
Dienstbarkeitsvertrag mit der Raiffeisenbank Attersee-Nord und der Raiffeisen-IMPULS-Xi 
Immobilien GmbH 

 
Bgm. Reiter: 
Im Zuge des Baubewilligungsverfahrens des Neubaues der Raiffeisenbank  wurde ein 
Dienstbarkeitsvertrag mit den Grundeigentümern vereinbart, da der Hauptkanal (Sammler 
Seewalchen) auf dem gegenst. Grundstück verläuft und durch den Neubau umgelegt werden musste.  
Für die Eintragung im Grundbuch ist ein notariell beglaubigte Dienstbarkeitsvertrag erforderlich, der 
auch im Jahr 2009 erstellt wurde. Dieser Vertrag wurde jedoch durch den zuständigen 
Sachbearbeiter dem Gemeinderat nie zur Beschlussfassung vorgelegt.  
Im Frühjahr 2012 übernahm der Amtsleiter die Angelegenheit aufgrund einer Mitteilung des Notariats 
Gebetsberger.  
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

den vorliegen den Dienstbarkeitsvertrag mit dem Aktenzeichen 95/2009/S/Su zu 
beschließen.  

 
 
EG. Hoyer möchte gerne wissen, wie lange dies alles aus sei und warum dieser Akt so lange nicht 
erledigt worden sei. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass dieser Akt liegen geblieben sei. 
 
GV. Berger möchte anmerken, dass dieser Akt nicht nur am Amt liegen geblieben sei, sondern auch 
beim zuständigen Notar, der diesen zu bearbeiten gehabt hätte. Aus dem Akt gehe hervor, dass 
dieser im Jahr 2009 von Herrn Vizebgm. Schachl an den Notar gesendet worden sei. Im Jahr 2012 
sei man auf der Gemeinde und beim Notariat Gebetsberger dann darauf gekommen, dass dieser Akt 
noch nicht erledigt sei. 
Irgendwie irritiere es ihn schon etwas, dass es auch bei Notaren diese Thematik gebe, dass man 
nach zwei bzw. drei Jahre darauf komme, dass Akte nicht fertig gestellt worden seien. Von der 
Gemeinde sei dieser Akt in diesem Fall rechtzeitig weg gegangen. Leider Gottes habe man aber 
vergessen zu urgieren. Umgekehrt sei die Frage zu stellen, warum die Gemeinde vom Notar 
diesbezüglich nicht früher kontaktiert worden sei. Die Antwort sei für ihn aus der Aktenlage nicht 
hervor gegangen. 
 
Der Amtsleiter betont, er sei gestern beim Notar Gebetsberger gewesen und habe diesen Fall dort mit 
Frau Kaneider besprochen. Im Jahr 2009 habe der Kollege Mohr diesen Akt zur Erstellung des 
Dienstbarkeitsvertrages zum Notar geschickt. Anschließend sei der Vertrag bei der Gemeinde 
eingelangt und seit März 2009 liege er auf der Gemeinde. Diesen Akt habe noch Herr Dr. Stix 
Alexander bearbeitet, welcher dann Mitte 2009 das Notariat verlassen habe. Frau Kaneider habe die 
letzten Jahre mehrmals mit dem Kollegen Mohr telefoniert, der ihr versichert habe, dass er es 
erledige. Im Frühling habe sie dann ihn angerufen und er habe sich um diese Sache angenommen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
14. Schulbus 

Übernahme der Elternbeiträge durch die Gemeinde 
 
Bgm. Reiter: 
Seit einigen Jahren führt das Busunternehmen Stern & Hafferl auf Wunsch der Eltern zusätzlich zu 
den im Linienverkehr verkehrenden Schülerbus-Routen noch weitere Fahrten außerhalb des 
Linienverkehrs durch. Für die zusätzlichen Fahrten der 23 Schüler aus Haining und Gerlham beläuft 
sich der Beitrag laut tel. Auskunft der Fa.Stern & Hafferl für das Schuljahr 2012/2013 auf € 788,40 
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

die Kosten für die zusätzlichen Fahrten für die Schüler aus Haining und Gerlham für das 
Schuljahr 2012/2013 zu übernehmen. 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
15. Schülerhort Seewalchen 

Festlegung von Aufnahmekriterien 
 
Bgm. Reiter: 
Es kam vermehrt zu dem Problem, dass Kinder berufstätiger Mütter für ihr Kind keinen Hortplatz mehr 
bekommen haben, während Kinder von nicht berufstätigen Müttern auf Grund der bisherigen Regel 
(Aufnahme nach Zeitpunkt der Anmeldung) aufgenommen worden sind. Um diesem Zustand Einhalt 
zu gebieten sollte man die Aufnahmekriterien dahingehend abändern, dass schulpflichtige Kinder, 
deren Eltern berufstätig, arbeitssuchend oder in Ausbildung sind oder deren soziale Verhältnisse eine 
Aufnahme erfordern, bevorzugt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses die Aufnahmekriterien 
dahingehend zu ändern, dass ab dem Hortjahr 2013/14 die Aufnahme nach den 
Bestimmungen des § 12 Abs.1 a Oö. Kinderbetreuungsgesetzes erfolgen soll 
(„schulpflichtige Kinder, deren Eltern berufstätig, arbeitssuchend oder in Ausbildung sind 
oder deren familiäre oder soziale Verhältnisse eine Aufnahme erfordern, sollen bevorzugt 
werden“) 

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
16. „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ 

Durchführen eines Saisonkindergartens im Sommer 2013 (erste 4 Wochen der Schließzeit des 
Kindergartens) 

 
Bgm. Reiter: 
Heuer wurde erstmals ein Sommerkindergarten durchgeführt.  Das Familienzentrum wurde mit der 
Abwicklung beauftragt und der Sommerkindergarten wurde im 2. Gruppenraum des Kindergartens 
Rosenau abgehalten. Es wurden 29 Kinder angemeldet. Frau Lisa Dachs wurde vom 
Familienzentrum als Gruppenführende Pädagogin eingesetzt.  
Heuer waren einige Kinder angemeldet, die nie einen Kindergarten besucht haben. Gemäß den 
Bestimmungen des Oö. Kinderbetreuungsgesetzes dürfen Kinder ab dem 3. Geburtstag in den 
Sommerkindergarten gehen.   
 
Die Kindergarteninspektorin des Landes OÖ machte jedoch auf die Probleme aus pädagogischer 
Sicht (dreimaliger Bezugspersonenwechsel) aufmerksam. Diese Bedenken wurden auch an die Eltern 
weitergegeben, jedoch musste es den Eltern überlassen werden, ob es deren Kindern aus 
pädagogischer Hinsicht zumutbar sei. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, dass es doch überlegenswert 
wäre, die Aufnahmebedingungen dahingehend zu ändern, nur Kinder zu nehmen, die bereits einen 
Kindergarten besucht haben.  
 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 7.11.2012                                                                                   Seite 19 von 28 
 
 

Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses im Sommer 2013 (erste 
4 Wochen der Schließzeit des Kindergartens)eine „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ 
unter folgenden Bedingungen durchzuführen: 
 Einhebung eines Unkostenbeitrages für Essen und Bastelbedarf in Höhe von  
     € 25,-- wöchentlich 
 Berufstätigkeit der Eltern bzw. Erziehungsberechtigten 
 Besuch eines Kindergartens im vorangehenden Kindergartenjahr (mindestens 6 Monate)  
 Keinen Bustransport 
 das Familienzentrum der Oö Kinderfreunde mit der Durchführung der  
    „Saison-Kinderbetreuungseinrichtung“ zu beauftragen. 

 
 
GR. Distler merkt an, dass letztes Jahr darüber gesprochen worden sei, dass die Kindergärten hierfür 
abwechselnd herangezogen werden, also einmal in Seewalchen und einmal in der Rosenau. 
 
Der Amtsleiter antwortet, dass man den Sommerkindergarten heuer das erste Mal im Kindergarten 
Rosenau gemacht habe, da dort ein Gruppenraum im Obergeschoss frei gewesen sei. Es habe sich 
aber herausgestellt, dass laut Landesinspektorin das Erdgeschoss besser geeignet sei. Die Initiative 
sei von den Kindergarteneltern der Rosenauer Kinder gekommen. Wo der nächste 
Sommerkindergarten statt finde, sei noch offen. Momentan gehe er aber davon aus, dass er wieder in 
der Rosenau statt finde. Wenn sich aber dieses Mal mehr Kinder von Seewalchen melden würden, 
und da es keinen Schüler- und kein Kindergartentransport gibt, könne man durchaus darüber 
diskutieren, den Sommerkindergarten woanders durchzuführen. In Rosenau sei der große Vorteil 
gewesen, dass die Krabbelstube angeschlossen sei und gerade die kleinen Kinder, auch wenn sie 
schon ein halbes Jahr in den Kindergarten gehen, doch ab und zu Utensilien einer Krabbelstube 
benötigen. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass man wieder eine Bedarfserhebung machen werde. Es komme 
dann darauf an, wie viele Kinder sich von wo anmelden. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 



 
17. Bibliothek 

Beschlussfassung betreffend Errichten einer Gemeindebibliothek  
 
Bgm. Reiter: 
In der Bildungsausschuss-Sitzung am 14.11.2011 wurde eine Begehung mit Herrn Dipl.Päd.Wolfgang 
Lanzinger von der „Buchzeit“ vereinbart, bei der auch die Hauptschuldirektorin und Vertreterinnen der 
Pfarrbibliothek sowie BiA-Obfrau Haberl und  Amtsleiter Schmidt  anwesend waren.  
Da die „Buchzeit“ (Lesekompetenzzentrum OÖ) an den Landesschulrat „angegliedert“ ist, erfolgt die 
Beratung unentgeltlich. Herr Lanzinger übermittelte hierauf einen Einrichtungsvorschlag, der an 
verschiedene Firmen mit dem Ersuchen um Kostenschätzung bzw. Anbotlegung für die Ausstattung 
der Bibliotheksmöblierung geschickt wurde.  
Auch wurde dieser Einrichtungsvorschlag an Frau Vogel Elisabeth als Leiterin der Pfarrbibliothek mit 
dem Ersuchen um Stellungnahme übermittelt.  
Aufgrund des Beratungsergebnisses in der BiA-Sitzung am 23.4.2012 wurden am 25.7.2012 drei 
Bibliotheken besichtigt, die von unterschiedlichen Firmen ausgestattet wurden.  
Im Anschluss an die Besichtigung wurde von den teilnehmenden Ausschussmitgliedern festgelegt, 
mit der Firma ekz-Bibliotheks-Service die weiteren Planungen durchzuführen, wobei die 
Bibliotheksleiterin mit eingebunden wurde. 
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Folgende Angebote bzw. Kostenschätzungen liegen vor: 
Einrichtung Fa. Ekz:         €  34.500,00 
Umbaukosten lt. Schätzung      € 30.000,00 
EDV-Bücherei:            €   4.800,00 
Gesamtinvestition:          € 69.300,00 
 
Laufende anfallende Kosten neben den Betriebskosten und Gebäudeinstandhaltungskosten 
Internet und Telefon – Grundentgelt: € 19,90 monatlich 
Jährliche Internetpauschale  € 15,-- 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Bildungsausschusses den endgültigen 
Beschluss zu fassen  
- im Jahr 2013 in den ehemaligen Räumlichkeiten der Post eine Bibliothek gemäß der 

vorliegenden Pläne einzurichten 
- entsprechende Vorkehrungen im Budget zu treffen und 
- den Betrieb vorzüglich als Gemeindebibliothek mit einem ehrenamtlichen Team 

zuführen 
 
 
Der Bürgermeister möchte ergänzend dazu informieren, dass der Pfarrgemeinderat in seiner Sitzung 
einstimmig festgelegt habe, dass der gesamte Medienbestand der Pfarrbibliothek und, falls noch 
verwendbar, auch das Mobiliar kostenlos an die Gemeinde Seewalchen für die neue öffentliche 
Bibliothek gegeben werde. Darüber hinaus solle noch in den nächsten fünf Jahren ein Zuschuss von 
der Pfarre in der Höhe von jeweils € 500,- geleistet werden. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer möchte kurz dazu anmerken, dass er sich in der Bibliothek in Lenzing 
bezüglich der Einrichtung informiert habe und ihm dort mitgeteilt worden sei, dass die 
Internetarbeitsplätze nicht wirklich gebraucht werden. Er selbst war erstaunt, da er sich gedacht habe, 
dass genau diese Plätze gut benützt werden. Ihm wurde aber erklärt, dass in den letzten drei Jahren 
niemand diese Möglichkeit genützt habe. Er würde ersuchen, wenn sich der Bildungsausschuss dann 
wirklich Gedanken über die Einrichtung mache, dies zu berücksichtigen und eventuell noch weitere 
Erkundigungen durchzuführen. Internet brauche man zwar sowieso und die Fixkosten seien 
dieselben, weil das Personal natürlich Internetzugang brauche, aber ob ein Internetarbeitsplatz für 
Gäste notwendig sei, stelle sich als große Frage heraus. 
 
GR. Vogel O. möchte kurz hinzufügen, dass sie sich drei neu gebaute Bibliotheken in Oberösterreich 
angesehen haben und diese Bibliotheken andere Erfahrungen mit der Internetbenützung gemacht 
haben. Diese drei Bibliotheken haben fast alle Internetarbeitsplätze, die sehr gut angenommen 
werden. Eine Bibliothek sollte auch die Jugend anziehen und wenn man solche Möglichkeiten nicht 
biete, werde die Jugend nicht kommen. Es solle dort ein freies WLAN geben, welches auch eventuell 
von außen benutzt werden könne. Dies sei der Hintergrund dieser zwei Arbeitsplätze. 
 
EG. Hoyer finde auch, dass es sehr sinnvoll sei dort mehrere Internetarbeitsplätze einzurichten, weil 
die Tendenz dazu Bücher herunter zu laden und sich dort hinzusetzen steige. 
 
EG. Kölblinger möchte gerne wissen, warum es nur ehrenamtliche Mitarbeiter gebe, denn eigentlich 
sei es eine ziemliche Arbeit, die dort geleistet werde. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass man so lange man freiwillige Mitarbeiter habe, sich bedanken 
dürfe, dass dies jemand mache. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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18. Pfahlbauten 

Errichtung eines Pfahlbau-Info-Pavillons im Bereich der Promenade Seewalchen  
 
KAS-Obmann Weichselbaumer. 
Seewalchen ist seit 2011 UNESCO Welterbegemeinde für die Alpinen Pfahlbauten. Zur 
Bewusstseinsbildung und als Basisinformation für Einheimische und Gäste zum Thema Pfahlbauten 
soll im Bereich des Promenadeneingangs in Seewalchen (sowie auch in der Gemeinde Attersee und 
in der Marktgemeinde Mondsee) ein Info-Pavillon errichtet werden. Das Projekt ist über die 
REGATTA zur EU-LEADER-Förderung eingereicht worden. Die Projektträgerschaft bleibt vorerst 
noch offen (voraussichtlich als Gemeindekooperation). Die in der Einreichung enthaltene 
Vereinsgründung für die Projektträgerschaft und zur Fördereinreichung ist daher u.U. nicht notwendig. 
Es können auch die drei Gemeinden gemeinsam als Projektträger auftreten. 
Da die drei Gemeinden dazu Eigenmittel aufbringen müssen, ist das Projekt für 2013 budgetwirksam. 
Es ist daher zumindest ein Beschluss erforderlich, mit dem das Projekt befürwortet wird und 
entsprechende Vorkehrungen im Budget 2013 getroffen werden. 
Seitens der REGATTA wurde das Projekt in der Vorstandssitzung am 8.10. beschlossen und zur 
Förderung eingereicht. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Kulturausschusses das Projekt zu befürworten,  
und entsprechende Vorkehrungen im Budget 2013 zu treffen. 

 
 
GR Liehmann möchten wisse, ob es schon einen Standort dafür gebe. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer antwortet, dass das Projekt kurz vor der Agerbrücke bei der Bushaltestelle 
vorgesehen sei. Dort solle ein Pfahlbau entstehen. 
 
GR. Liehmann fragt, ob es sich hier um ein festes Gebäude und feste Einrichtung handle. 
 
Vizebgm. Weichselbaumer antwortet, dass man es sich nicht so sehr als Gebäude vorstellen dürfe. 
Es seien laut Plan drei bis vier Wände, die aus Pfahlbauten bestünden und in den Wänden seien 
Glaseinfassungen, wo Werkzeuge bzw. Nachbauten von Werkzeugen ausgestellt werden. Es solle 
interaktiv werden, mit zum Beispiel einem großen Steinbohrer für Kinder. 
 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass es bei den nächsten Fraktionssitzungen einen Entwurf geben 
werde. Der Architekt Maul arbeite dies aus und man sei bereits in der Endphase. Es sei aber nicht 
ganz so einfach, da es ein Kooperationsprojekt zwischen Attersee und Mondsee sei und jeder habe 
natürlich seine persönlichen Vorstellungen, wie es aussehen solle. Es sei UNESCO Pfahlbau und hier 
den kleinsten gemeinsamen Nenner zu finden, sei nicht ganz einfach. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
19. Basketballplatz  

Errichtung eines Basketballplatzes  
 
KAS-Obmann Weichselbaumer: 
Herr Michael Posch teilt in seinem Schreiben v. 1.2.2012 mit, dass in Seewalchen sehr viele 
Basketballspieler wohnen, die in ihrer Heimatgemeinde leider keinen Platz haben, ihren 
Lieblingssport auszuüben. Für ihre Freizeitinteressen müssen alle in Nachbargemeinden, vorwiegend 
Schöfling (SK Kammer) ausweichen. Vor allem die Kinder und Jugenlichen sind ständig auf ihre 
Eltern angewiesen, um dorthin zu gelangen. Es wird eine Möglichkeit gewünscht, den Basketballsport 
auch in Seewalchen ausüben zu können, jederzeit trainieren und Gleichgesinnte treffen zu können. 
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Die Basketballer würden sich eine Unterstützung zur Errichtung eines Basketballplatzes im 
Gemeinegebiet Seewalchen wünschen, und hoffen auf eine positive Entscheidung. Eine 
Unterschriftenliste mit 63 Unterschriften ist dem Schreiben beigeschlossen. 
In der KAS-Sitzung am 7.5.2012 wurde vereinbart, einen Sportanlagenbauer beizuziehen. In der 
Folge wurden 3 Angebote eingeholt, wobei die Firma STRABAG einen Kunststoffbelag, die anderen 
Firmen einen Kunstrasenbelag angeboten haben.  
Da die Auftragsvergabe der Basketballanlage aufgrund der Bestimmungen des 
Bundesvergabesgesetzes durchgeführt werden muss, sollte vor Ausschreibung noch ein Gespräch 
mit den Jugendlichen betreffend Bodenbelag erfolgen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Kulturausschusses den Grundsatzbeschluss zu 
fassen, im Jahr 2013 einen Basketballplatz mit geschätzten Gesamtkosten von ca. € 30.000,-
- im östlichen Bereich des Sportplatzes Rosenau zu errichten. 

 
GR. Liehmann fragt sich, ob es hier keine Eigenleistung gebe, denn damit könnte man einen Teil der 
Kosten einsparen. Er habe gehört, dass Basketballvereine es weitgehend so machen würden, dass 
nur mehr die Gerätschaften eingekauft werden müssen. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass dies nicht möglich sei, weil man einen Bagger und einen Unterbau 
brauchen würde. 
 
Der Amtsleiter möchte hinzufügen, dass man so etwas Ähnliches schon beim Skaterplatz in sehr 
geringem Ausmaß gehabt habe. Die entscheidende Frage sei, wer die Haftung dafür übernehme, 
denn wenn es selbst gemacht werde, habe die Firma keine Haftung, wenn einmal etwas passieren 
solle. Ein großer Anteil dieser € 30.000,- sei der Boden, welcher auf € 10.000-15.000,- komme. Die 
Geräte würden nicht so viel kosten. Man werde prüfen, ob Eigenleistungen möglich seien und ob sie 
sich auszahlen würden, aber die Haftungsfrage dürfe man bei solchen Projekten nicht übersehen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 
 
 
Dringlichkeitsantrag Nr. 1: 
 
Abwasserbeseitigung, BA 13 - Litzlberg 
 Berufung gegen den Bescheid des Amtes der Oö. Landesregierung 
 
B.: Bgm. Reiter: 
Mit Bescheid Wa 2012-104850/75-Wab/Ne vom 19. Oktober 2012, eingelangt am 29.10.2012, wurde 
vom Amt der O.Ö. Landesregierung das Ergebnis der wasserrechtlichen Überprüfung und die 
nachträgliche wasserrechtliche Bewilligung für den Kanal-BA 13 „Anpassung der Kanalisation 
Litzlberg“ mitgeteilt.  
 
Hinsichtlich der bei der Überprüfung festgestellten Mängel bzw. Projektabweichungen wurde jedoch 
ein Beseitigungsauftrag für jene Anlagenteile erteilt, die auf dem Grundstück Nr. 1011/3 KG Litzlberg 
des Herrn Josef Gebetsberger liegen. Es handelt sich dabei um ein ca. 3,5 m langes Kanalstück, den 
Teil eines Kanalschachtes und den Teil eines Schachtbrunnens zur Reinigung der Spülkippe im dort 
befindlichen Rückhaltebeckens.  
 
Da Herr Gebetsberger die dafür angebotenen Entschädigungszahlungen nicht akzeptierte und 
seinerseits Forderungen für eine Zustimmung zu diesen Projektabweichungen gestellt hat, die von 
der Gemeinde nicht akzeptiert wurden, liegt nach wie vor kein Konsens vor und wurde ein solcher von 
Herrn Gebetsberger bis dato kategorisch abgelehnt, sofern seine Forderungen nicht erfüllt würden.  
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Seitens der Marktgemeinde Seewalchen wurde beim Amt der O.Ö. Landesregierung daher die 
Einräumung eines Zwangsrechtes beantragt, u.a. auch deswegen, da die Berührung des 
Grundstückes von Herrn Gebetsberger nur geringfügig ist und sein Grundstück dadurch keinerlei 
Nachteil oder Einschränkungen von Nutzungsdispositionen erleidet. 
 
Im Falle einer tatsächlich notwendig werdenden Entfernung der Anlagenteile und der damit 
verbundenen Umbauarbeiten ist mit Kosten von 30 bis 35.000.- Euro zu rechnen (lt. Gutachten des 
Amtssachverständigen). Ob diese Kosten angesichts der Geringfügigkeit der 
Grundstücksbeanspruchung volkswirtschaftlich vertretbar sind und die Ablehnung der Behörde für die 
Einräumung eines Zwangsrechts zu Recht erfolgt ist, kann nur im Verlauf eines Berufungsverfahrens 
endgültig abgeklärt werden. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 

gegen den o.a. Bescheid hinsichtlich der Mängelbeseitigungsaufträge 1 und 2 das 
Rechtsmittel der Berufung einzubringen, mit der Rechtsvertretung und Verfassung der 
Berufungsschrift RA Dr. Andreas Haberl zu beauftragen. 

 
EG. Hoyer möchte darauf aufmerksam machen, dass diese Sache nicht so einfach sei, wie der 
Bürgermeister dies vorgebracht habe. Es handle sich um eine wasserrechtliche Angelegenheit und im 
Wasserrecht sei es ganz ausschlaggebend, dass das Einvernehmen mit dem Grundeigentümer 
hergestellt werde, da ein solches Vorhaben sonst nicht bewilligungsfähig sei. Im gegenständlichen 
Fall sei das Problem, dass es ein Projekt gegeben habe, welches diesen Schacht und diese 
Leitungen nicht beinhaltet habe und zwar deshalb, weil das Büro HIPI wieder einmal ein Projekt 
äußerst oberflächlich gemacht habe. Er müsse den Bürgermeister korrigieren, da es sich hier nicht 
um ein Regenrückhaltebecken, sondern um ein Fäkalbecken zur Kappung der Spitze handle.  
Das Büro HIPI habe in dieses Becken eine Spülkippe eingebaut. Diese müsse man sich als Rinne 
vorstellen, wo Wasser hineinkomme, dann gekippt werde und somit die Sole des Beckens reinige. 
Das Büro HIPI dürfte sich hier nicht viel gedacht haben, da es notwendig gewesen wäre, diese 
Spülkippe an die Trinkwasserversorgungsleitung anzuschließen, was nicht nur ein Unfug gewesen 
wäre, weil man zur Reinigung eines Abwasserbeckens das teure Trinkwasser verbrauchen würde, 
sondern auch eine Menge Geld gekostet hätte. Aus dieser Situation heraus sei ein Schacht für eine 
Nutzwasserentnahme entstanden, in welcher man eine Pumpe habe, die das Nutzwasser 
herauspumpe.  
Dieser Schacht befinde sich zu einem Teil auf dem Gebetsberger Grundstück. Das heiße, dass die 
Behörde dies nicht bewilligen könne, da im ursprünglichen Projekt dies alles nicht vorgesehen 
gewesen sei. Man könne dies in einem Kollaudierungsverfahren mit einer geringfügigen Änderung 
nicht durchziehen, sondern müsse einen neuen Antrag stellen. Er sei sehr erstaunt, dass ein Anwalt 
die Gemeinde in dieser Richtung berate, da die Berufung ad absurdum geführt sei, da dies nicht 
bewilligungsfähig sei und der Grundeigentümer zustimmen müsse. Dazu komme noch, dass er 
überzeugt sei, dass Herr Gebetsberger auch am Zivilgerichtsweg eine Forderung einstellen werde 
und das koste der Gemeinde dann wieder etwas. Er könne aus seinen Erfahrungen empfehlen, mit 
Herrn Gebetsberger eine Einigung zu erzielen, die auf echten Kosten basiere.  
Er zweifle auch an den Kosten in der Höhe von € 30.000-35.000,- , denn man müsse den einen 
Schacht ausbauen und ein Stück Leitung verlegen und könne dann einen Bohrbrunnen machen, 
welcher nichts mehr in Anspruch nehme und somit habe man das Problem gelöst und man komme 
sicher nicht auf € 30.000-€ 35.000,- sondern wahrscheinlich auf € 20.000,-. Mit dieser 
Größenordnung solle man sich nochmal mit Herrn Gebetsberger zusammen setzen und ihm klar 
machen, dass es irgendwann genug sei und er einen Betrag erhalte. Alleine die Anwaltskosten für 
diesen Fall betragen wieder ein paar tausend Euro. Er halte diesen Weg der Berufung als falsch, man 
sollte dies in Verhandlungswegen erzielen. Er sei auch gerne bereit unterstützend einzugreifen. 
Daher werde man diesem Punkt nicht zustimmen. 
 
Der Bürgermeister nehme die Unterstützung von EG. Hoyer gerne an und möchte nochmals daran 
erinnern, dass man heute abstimmen müsse, da die Berufungsfrist am Montag ablaufe. 
 
EG. Hoyer möchte noch ergänzen, dass die Frist für die Entfernung der 31.12.2013 sei. 
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GV. Berger sehe es ein bisschen anders als EG. Hoyer. EG. Hoyer habe sicher recht, dass es wenig 
Chance gebe dies nachträglich genehmigen zu lassen und man auch beim VwGH bzw. OGH wenig 
Chance haben werde. Seiner Meinung nach solle man den Weg beschreiten, damit man die 
Einspruchsfrist nicht übersehe. Der erste Einspruch sei in der Kostennote in einer Höhe von € 650,- 
drinnen. Es seien auf jeden Fall Angaben des Rechtsanwaltes der Gemeinde drinnen gewesen. Aber 
parallel dazu sei es absolut notwendig diesen Weg, welcher von EG. Hoyer vorgeschlagen worden 
sei, zu gehen.  
Er habe nur Sorge damit, dass diese Sache kein Einzelfall sei, sondern immer wieder passiere. 
Zusätzlich habe er dann in einer Stellungnahme vom Zivilingenieur der Gemeinde gelesen, welcher 
dieses Projekt betreut habe, dass man dies so ausgemacht habe und sich damit Kosten gespart und 
ein anderes Grundstück anschließen haben könne, aber leider Gottes wieder übersehen habe, dass 
man über einen privaten Grund darüber grabe.  
Er glaube, dass man gut beraten sei, wenn man sich hier endlich etwas einfallen lasse, damit solche 
Dinge in diesem Ausmaß nicht passieren. Man habe dieses Problem bei der Ärztekammer bereits 
gehabt und man habe ständig Probleme mit nachträglichen Änderungen, die immer wieder Ärger 
bringen und Geld kosten. Er sehe nicht ein, warum sich die Gemeinderäte mit solchen Dingen immer 
wieder herum schlagen müssen. Seiner Meinung nach sei man gut beraten bei der Auswahl der 
Projektanten oder Zivilingenieure mehr Druck zu erzeugen, damit sie ihre Arbeit gut machen und 
wahrscheinlich sei es absolut notwendig jemanden in der Gemeinde heranzuführen, damit man diese 
Schwachstelle im Bauamt mit dem Kollegen Mohr in Griff bekomme. Er habe es satt immer wieder 
über diese Dinge diskutieren zu müssen. Man beschreite rechtlich Wege, die man in diesem Ausmaß 
gar nicht so beurteilen könne.  
EG. Hoyer tue sich insofern leichter, weil er mit diesen Dingen natürlich immer zu tun hat und über 
diese Beratung sei er auch sehr froh. Er fühle sich aber schon langsam mit diesen Dingen 
überfordert, aber nicht, weil er es nicht verstehe, sondern weil er es einfach nicht mehr hören möchte, 
dass man immer wieder dieselben Probleme habe. Hier müsse sich zukünftig etwas ändern. 
 
Der Amtsleiter möchte zur Diskussion betreffend der Überprüfung von Ziviltechnikern anmerken, dass 
er persönlich überfordert sei und die Kollegen im Amt auch. Was ihm aufgefallen sei, ist,  dass man in 
den letzten Jahren verschiedene Ziviltechniker angestellt habe und immer wieder etwas passiert sei. 
Die Gemeinde stelle einen Ziviltechniker ein, dann schreibe die Gemeinde aus und ändere eigentlich 
nichts. Man habe bereits ein bewilligtes Projekt gehabt, aber es werde anders ausgeführt und nun 
solle die Gemeinde, die eigentlich nichts dafür könne wieder die Fehler ausbügeln und auch noch 
zahlen. Seines Erachtens solle man überlegen diese Ziviltechniker darauf hinzuweisen, dass ihnen 
ein Fehler passiert sei und wenn etwas zum Herrichten sei, dann könne man überlegen in Regress zu 
gehen, denn er sehe es nicht ein, dass immer die Gemeinde die Suppe auslöffeln solle, die andere 
eingebrockt haben. Man mache auch Fehler am Amt, aber dazu stehe man und richte es her, aber 
diese Fehler liegen bei den beauftragten Ziviltechnikern. Es gebe die Möglichkeit in Regress zu 
gehen und die angefallenen Kosten für die Wiederherstellung zurück zu fordern. 
 
GV. Berger gebe dem Amtsleiter vollkommen recht. Man habe in einem Gremium, wenn er sich nicht 
täusche im Gemeindevorstand, schon einmal über diesen Punkt diskutiert und habe gesagt, dass 
man an den Zivilingenieur heran treten möge, damit er eine Versicherungsmeldung mache. Dies wäre 
der eine Punkt, damit man die Kosten weiterbringe, aber beim zweiten Punkt verstehe er etwas nicht. 
Man habe ein genehmigtes Projekt, welches aus irgendwelchen Gründen geändert werde und dann 
könne der Zivilingenieur doch nicht einfach über den Kopf der Gemeinde hinweg entscheiden, sonst 
sei man wieder an dem Punkt, wie in der Rosenau, dass man plötzlich ein Sickerbecken habe und 
keiner wisse wer dies angeschafft habe.  
Es müsse jemanden geben, der sich dies ansehe und entscheidet was gemacht werden könne. Somit 
könnte man dann auch im Vorhinein eine Vereinbarung mit dem Grundeigentümer treffen und man 
brauche dann nicht ein paar Jahre später darüber diskutieren. Der Weg sei hier einfach falsch. 
 
Der Bürgermeister möchte hinzufügen, dass diese Geschichte mit diesem Versickerungsmulde in 
Rosenau über den Reinhalteverband entstanden sei. Er stimme GV. Berger zu, dass man noch 
stärker darauf drängen müsse, dass jede Änderung von der Gemeinde abgesegnet werde müsse und 
nicht einfach etwas anders gebaut werde. Natürlich werde es dort und da kleine Abweichungen 
geben, die werde es wahrscheinlich immer geben, aber dass derartige Dinge passieren, wo die 
Gemeinde als Auftraggeber danach die Suppe auslöffeln müsse, sei natürlich sehr unangenehm. 
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GR. Liehmann möchte anschließen, dass man in der letzten Umweltausschusssitzung gesprochen 
habe, dass man zum Teil für Sachen zuständig sei von denen man einfach zu wenig Ahnung habe. 
Es würde sich lukrieren, wenn jemand der Gemeinde auf die Abwassersituation ausgebildet werde, 
der wirklich Vor Ort sei, kontrolliere und sich von Herrn Irrgeher beraten lasse. Es gebe in etlichen 
Gemeinden einen geschulten Fachmann der Bauabteilung, der dort hingeschickt werde. 
 
EG. Hoyer möchte GV. Berger immens wiedersprechen. Es stimme nicht, dass die Zivilingenieure die 
gesamte Schuld tragen. Ganz wesentlich, besonders in diesem Fall, sei das Fehlverhalten der 
Gemeinde. Die Geschichte in Litzlberg habe mit Bescheiden begonnen, mit welchen man den Leuten 
geraten bzw. vorgeschrieben habe Niederschlagswasser einzuleiten. Als nächstes sei das Problem 
aufgetreten, nachdem die Wasserrechtsbehörde das große Atterseeprojekt bewilligt habe, dass nur 
Schmutzwasser abgeleitet werden dürfe, somit habe man in der Kanalisation Litzlberg das ganze 
Regenwasser gehabt und das Unglück habe begonnen. Betreffend der Grundstücksübernahme habe 
EG. Hoyer ständig darauf hingewiesen, dass man zuvor eine Vermessung machen müsse, wenn man 
ein Bauvorhaben anfange. Natürlich übernehme die Baufirma einen wesentlichen Part in der 
gesamten Abwicklung und wenn die Baufirma eine Grundinanspruchnahme mache, sei sie nach allen 
Verträgen verpflichtet das Einvernehmen mit dem Auftraggeber und dem Grundstückseigentümer 
herzustellen. Es liege also in erster Linie nicht an dem Ziviltechniker, sondern an der Baufirma. Dort 
müsse man den Nagel ansetzen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 26 Stimmen ÖVP-Fraktion: 14  

   SPÖ-Fraktion: 10  

   GRÜNE-Fraktion: 2  

      

Gegen den Antrag 5 Stimmen FPÖ-Fraktion: 5  

 
 
 
 
20. Allfälliges 
 
a) Vizebgm. Weichselbaumer erläutert, dass man in der letzten Kulturausschussitzung das Thema 

Weihnachtsbeleuchtung besprochen habe. Dieses Thema sei immer noch relevant, man wisse 
aber nicht wie man weiter vorgehen solle, weil Geschmäcker bekanntlich sehr verschieden seien. 
Nun sei im Kulturausschuss die Idee geboren sich Adventmärkte, welcher der Anbieter Herr 
Gutenbrunner ausgestattet habe, anzusehen. Am nahe liegensten wäre Strobl oder St. Wolfgang. 
Der Bürgermeister habe sich bereit erklärt diese Einladung auf den gesamten Gemeinderat zu 
erweitern zu lassen und mit seinen Verfügungsmittel den Bus zu sponsern. Er dürfe nun den 
Gemeinderat zum Christkindlmarkt am 06.12. einladen und hoffe auf rege Teilnahme und 
Rückmeldungen. 
GR. Liehmann betont, dass dies natürlich starke Tourismusgebiete seien und ein großes Budget 
zur Verfügung habe. Man müsse sich schon damit beschäftigen, wie weit man dies für 
Seewalchen reduzieren möchte. 
Der Bürgermeister antwortet, dass man sich dort einen Guster holen werde und schaue dann, 
was die Geldbörse hergebe. 

 
b) GR. Vogel O. möchte sich für die Weihnachtsfeier am 07.12. entschuldigen, da an diesem Tag 

das jährliche Krampusfest beim Legat zu Gunsten der Kinderkrebshilfe statt finde, wo seine Band 
und die Big Band der Musikschule St. Georgen spiele. Er möchte gerne zu dieser Veranstaltung 
einladen. 

 
 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 7.11.2012                                                                                   Seite 26 von 28 
 
 

c) EG. Hoyer möchte zum Vorschlag bezüglich der Fahrt zu den Adventmärkten ergänzen, dass es 
wirklich gut wäre mit dem Autobus nach St. Gilden zu fahren und dann die Weihnachtsmärkte in 
Strobl und St. Wolfgang mit dem Schiff zu besuchen, damit man sich den Ärger mit den Bus 
erspare. Nachdem er am Wolfgangsee alles für die Schifffahrt organisiert und dort alle 
Schiffsanlegestellen gebaut habe, würde er sich verwenden bei der Salzburg AG höflichst 
anzufragen, ob man ein Schiff so einteilen würde, um von St. Gilden nach Strobl fahren zu 
können. 

 
d) EG. Hoyer möchte weiters über den Kanal in Haining berichten. Herr Weis, welcher die 

Schlussrechnung mache, habe fix zugesagt, dass die Schlussrechnung mit allen Forderungen 
noch im November kommen werde, damit man ordentlich streiten könne. Dass es ein von der 
Gemeinde unterfertigtes Schlussabnahmeprotokoll gebe, wo bestätigt werde, dass die Termine 
von der Firma Felbermayr alle eingehalten worden seien, sei sehr bitter, aber vielleicht finde man 
hier irgendeinen Weg. Faktum sei betreffend des Bauvorhabens, dass zum Beispiel beim 
Einlaufbauwerk Richtung des Sees von den Rückhaltebecken, obwohl jetzt noch fast kein Wasser 
laufe, das ganze schon über einen halben Meter mit Schlamm voll sei. Das kommt daher, dass 
die ganzen Straßeneinläufe falsch gesetzt seien und die Asphaltbelege nicht so sein sollen, wie 
es sei. Wenn man eine Neigung in einer Straße habe und den Straßeneinlauf hinaussetze, sei es 
klar, dass das vorbeilaufende Wasser das ganze Bankett ausspüle, was dort ständig passiere. 
Jeder moderne Fertiger habe aus diesem Grund ein Schild, wo man zum Schluss ein kleines Bein 
aufstellen könne, damit man ein Profil bekomme, mit dem man diesen Straßeneinlauf in die Tiefe 
des Punktes hineinsetzen könne. Wenn man dies mache, habe man überhaupt kein Problem. 
Leider haben die Leute vom Büro HIPI dies nicht gemacht. Er wisse nicht, ob hier bei der 
Kanalausschusssitzung irgendeine Aussage im Protokoll stehe. Jedenfalls sie dies ein 
gravierender Mangel in der Ausführung. 
Weiters möchte er anschließen, dass nach ÖNORM für die Vorlage der Schlussrechnung eine 
Frist von zwei Monaten ab Unterfertigung dieses Schlussabnahmeprotokolls bestehe. Dies sei mit 
Ende November somit erfüllt, wenn die Schlussrechnung wirklich komme, so dass man nichts 
machen müsse. Eine Schlussrechnung auf der Auftraggeberseite zu erstellen, sei nämlich etwas 
ganz Unangenehmens, da man hier ständig in der Nachweispflicht sei. Er hoffe, dass man bei der 
Streiterei im November gewinne. 

 
e) GR. Distler möchte die Bushaltestelle in der Rosenau ansprechen. Er möchte gerne wissen, ob 

man als Gemeinde irgendeine Möglichkeit habe, da es immer schlimmer werde. Es werden dort 
Exkremente hinein gemacht. Es sei mittlerweile so, dass die Jugendlichen von Lenzing mit den 
Autos da seien. Weiters werde mit den Mopeds durch diese bepflanzte Insel gefahren. Es schaue 
dort wirklich fürchterlich aus. An Halloween haben sie in der Bushütte mit Feuerwerksböllern 
geschossen. Die Schulkinder, die dort auf den Bus warten, können gar nicht mehr hinein gehen, 
weil es so stark nach Urin stinkt. 

 
Der Bürgermeister antwortet, dass dieses Problem schon seit dem Frühjahr bekannt sei. Leider 
sei es mit dem Zusammenräumen alleine nicht getan. Letztendlich handle es sich um ein 
Problem, dass nicht nur Seewalchen betreffe. Bei der letzten Bürgermeisterkonferenz, bei welcher 
Vertreter der Jugendwohlfahrt und des Vereins der Streetworker anwesend gewesen seien, habe 
er dieses Problem angesprochen. Die Streetworker haben gesagt, dass es grundsätzlich nich 
unbedingt ihr Fall sei, aber der Landtagsabgeordnete Hermann Krenn, welcher bei der 
Vöcklabrucker Polizei im Kommando sei, habe ihn angesprochen und vorgeschlagen einmal 
jemanden von der Polizeiprävention vorbei zuschicken. Dieser sei auch bei ihm gewesen und der 
Bürgermeister habe ihm die Probleme geschildert, auch im Zusammenhang mit dem Umfeld des 
Jugendtreffs, wo es ständig zu Beschädigungen komme. Er habe ihm erklärt, dass er dieses 
Thema kenne und auch anderen Gemeinden gehe es gleich. Er wisse persönlich auch nicht, was 
man genau machen könne, aber es gebe mehrere Ansätze. Auf lange Sicht gesehen könne man 
dort Kontaktpersonen herstellen, die mit den Jugendlichen reden, denn wenn jemand der 
Gemeinde dort hingehe, bekomme man nur ein freches Mundwerk angehängt. Weiters wie bereits 
vorher angesprochen, werde die Polizei hier etwas ausarbeiten, damit auf diesem Gebiet 
erfahrene Leute dort entsprechend einwirken und auch entsprechend ihrer Kompetenz auf 
rechtliche Konsequenzen hinweise. Die nächste Möglichkeit wäre permanent Anzeigen zu 
machen, in der Hoffnung, dass es einmal jemanden wirklich erwischt und die Beschädigungen 
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bezahlt werde, dann könnte es besser werden. Mit der derzeitigen, aus seiner Sicht, Unart, dass 
sie sich gegenseitig decken, komme man einfach nicht weiter. Um den Mittelweg zu finden, 
brauche man die Polizei. 

 
GR. Distler schließt an, dass die Jugendlichen dort leider relativ unbeobachtet seien, da im 
Umfeld nicht wirklich viele Häuser seien, aber die Kinder in der Früh seien wirklich arm. 

 
Der Bürgermeister stimmt zu, dass diese Situation unzumutbar sei. 

 
Der Amtsleiter möchte noch hinzufügen, dass er als Rosenauer über die Jahre mitverfolgt habe, 
wo sich diese Gruppen von Jugendlichen aufgehalten haben. Als erstes seien sie bei der 
Sportlerkabine gewesen, bis diese abgerissen worden sei, dann seien sie zur Kirche 
weitergezogen bis man sie von dort vertrieben habe, dann wechselten sie zur Bahnhütte bis sie 
verjagten worden seien und momentan seien sie nun bei der Bushaltestelle. Wenn man sie jetzt 
von dort verjage, werden sie sich wahrscheinlich wieder eine andere Stelle suchen.  
Die große Hoffnung sei wirklich, dass Jugendarbeiter hier helfen können und mit den Jugenlichen 
sprechen, dass sie sich hier aufhalten können, aber nichts kaputt machen sollen. Zurzeit sei eine 
Phase, wo wieder alles kaputt gemacht werde, was nur gehe. Man könne dies auch beim 
Jugendtreff beobachten. Die Polizei wurde auch schon verständigt, aber diese haben auch 
andere Sachen zu tun. Gott sei Dank habe man die Bushütte beleuchtet, denn sobald sich die 
Beleuchtung in der Nacht einschalte, gehen die Jugendlichen. Dieser Situation Herr zu werden, 
sei wirklich schwer. 

 
f) GR. Liehmann berichtet von einem sehr schlimmen Fall, wo ein Kanalgitter auf der Bundesstraße 

vor dem Chinesichen Restaurant herausgerissen und diagonal hinein gehaut worden sei. Er habe 
sich hingestellt, damit nieman hineinfahre, da man sich hier sofort die Reifen aufschlitzen würde. 
Die Polizei sei zwar schnell da gewesen, aber danach habe er eine halbe Stunde gewartet bis das 
die Vöcklabrucker Polizei gekommen sei. Danach habe es noch weiteren Randalismus bis zum 
Blumen Mayr gegeben, wo Reifen aufgeschlitzt worden seien und beim Blumen Mayr wollten sie 
das kleine Sonnensegel anzünden, was abgebrannt worden sei, aber Gott sei Dank sei dahinter 
eine Aluminiumleiste, sonst hätte das ganze Geschäft gebrannt. So weit gehe der Randalismus 
heute schon. Offensichtliche sei die Polizei überfordert und viele Menschen schauen auch einfach 
weg. Man müsse Acht geben auf solche Randalisten und entsprechende Meldungen mache, 
irgendwann werde man sie schon erwischen. 
Der Bürgermeister gebe GR. Liehmann vollkommen recht. Es traue sich niemand etwas sagen, 
weil die Gewaltbereitschaft sehr hoch sei und der Weg von der verbalen Agression zur 
tatsächlichen Gewaltbereitschaft sei sehr klein. 
GR. Schuster Michaela möchte noch hinzufügen, dass sie, wenn sie von der Spätschicht nach 
Hause komme, beobachte, dass sich bei dieser Bushaltestelle ca. 10-15 Jugendliche aufhalten 
und Mopeds laufen. Ihre Kinder wissen in der Früh schon gar nicht mehr, wo sie bei der 
Bushaltestelle ihre Schultasche abstellen sollen, da es dort so fürchterlich aussehe. 

 
g) Vizebgm. Weichselbaumer möchte noch zur Adventfensteraktion des Siedlervereins einladen. 

Darüber hinaus möchte er anmerken, dass schon wieder sehr viele Termine vergeben seien, aber 
das eine oder andere Adventfenster würde sich noch machen lassen, falls jemand Interesse 
habe, solle er/ sie sich bei seiner Gattin, Gudrun Weichselbaumer melden. 

 
 
 
Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung 
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 27.9.2012 wurden keine Einwendungen erhoben. 
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 21:10 Uhr.  
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      Der Schriftführer:                         Der Vorsitzende: 
 
 
 
........................................................              ........................................................   

(AL. Hans Schmidt)                        (Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 

vom 13.12.2012 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 

des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt. 

 
 

Der Vorsitzende: 
 
 
 

(Bgm. Mag.Reiter Johann) 
 

 
 

Für die SPÖ-Fraktion:                Für die ÖVP-Fraktion: 
 
 
........................................................           ........................................................ 
(Vizebgm. Mario Weichselbaumer)                    (Vizebgm. Johann Schachl) 
 
 
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                Für die GRÜNE-Fraktion:    
       

 
........................................................            ........................................................ 
  (GV. Rudolf Hemetsberger)                (GR. Wolfgang Vogel)  
 


